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86. Sitzung 


Boniir den 20. Januar 1967 


Stenographischer Bericht 


Beginn: 9.01 Uhr 


Vizepräsident Dr. Dehler: Die Sitzung ist er- 
öffnet. 

Folgende amtliche Mitteilung wird ohne Verle- 
sung in den Stenographischen Bericht auf genommen; 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wissenschaft, Kultur- 
politik und Publizistik hat am 17. Januar 1967 mitgeteilt, daß 
der Ausschuß gegen die 

Verordnung zur Änderung des Artikels 95 des Statuts der 
Beamten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft und die 

Verordnung zur Änderung der Regelung der Bezüge und der 
sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Ge- 
meinsamen Kernforschungsstelle, die in der Bundesrepublik 
Deutschland dienstlich verwendet werden 

(B) keine Bedenken erhoben hat. 

Wir beginnen mit der 

Fragestunde 

— Drucksachen V/1290,V/1292 — 

Ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten anwesend? — Er ist nicht da, — 
aber die Frau Gesundheitsministerin. Dann rufe ich 
die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Gesundheitswesen auf, zunächst die 
Frage XV/1 des Herrn Abgeordneten Geldner; 

Welche Feststellung hat die Bundesregierung hinsichtlich der 
Durchführung des Gesetzes über Detergentien in Wasch- und 
Reinigungsmitteln aus dem Jahre 1961 getroffen? 

Bitte, Frau Ministerin! 

Frau Strobelr Bundesminister für Gesundheits- 
wesen; Herr Präsident! Die Antwort lautet, daß die 
einschlägige Industrie nach dem Erlaß des Gesetzes 
am 5. September 1961 neue, biologisch leicht abbau- 
bare Detergentien entwickelt und die Produktion 
entsprechend umgestellt hat. Seit dem Inkrafttreten 
der Rechtsverordnung zum Detergentiengesetz am 
1. Oktober 1964 werden in der Bundesrepublik 
Deutschland nur noch Wasch- und Reinigungsmittel 
mit neuen Detergentien in den Verkehr gebracht. 
Die zu diesem Zeitpunkt im Verkehr befindlichen 
Restbestände alter Zusammensetzung sind inzwi- 
schen aufgebraucht. 

Die Bundesländer haben in eigener Zuständigkeit 
acht Prüfstellen zur Überwachung dieser gesetzli- 


chen Bestimmungen im Bundesgebiet eingerichtet. 
Ferner hat die Bundesregierung ein umfassendes 
Gutachten über alle wesentlichen Fragen auf die- 
sem Gebiet anfertigen lassen, das Ende 1966 fertig- 
gestellt wurde und in Kürze veröffentlicht werden 
soll. 

Darf ich auch gleich auf die Frage 2 anworten? 

Vizepräsident Dr. Dehler: Bitte schön! — 
Dann rufe ich auch die Frage XV/2 des Herrn Abge- 
ordneten Geldner auf; 

Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach ein 80®/oiger Abbau 
der neuen waschaktiven Substanzen in Flüssen und Abwasser- 
reinigungsanlagen erfolgt? 

Frau Strobelr Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Die Frage 2 wird eindeutig mit Ja beant- 
wortet. Untersuchungen an biologischen Kläranlagen 
ließen erkennen, daß der Abbau sogar bis zu 90 ®/o ^ ^ 
betragen kann. Ohne Zwischenschaltung biologi- 
scher Kläranlagen allerdings ist der Abbaueffekt 
naturgemäß geringer. Die Überprüfung von Fließ- 
gewässern ergab jedoch einen Rückgang des Deter- 
gentiengehalts um 50 bis 80 Vo. 

Darf ich auch die nächste Frage gleich beant- 
worten? 

Vizepräsident Dr. Dehler: Frage XV/3 des 
Herrn Abgeordneten Geldner lautet: 

Hält die Bundesregierung die bisher festzustellenden Ergeb- 
nisse über den Abbau von Detergentien für befriedigend? 

Frau Strobelr Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Die Antwort auf die dritte Frage lautet 
ebenfalls Ja. In Übereinstimmung mit dem Haupt- 
ausschuß „Detergentien und Wasser" ist die Bun- 
desregierung jedoch der Meinung, daß die Situation 
auf diesem Gebiet auch weiterhin überprüft wer- 
den muß. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zusatzfragen, Ab- 
geordneter Geldner? — Nein. 

Dann rufe ich die Fragen XV/4 und XV/5 des 
Abgeordneten Ollesch auf: 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung z. Z. den Schwestern- 
mangel in Deutschland? 

Wieviel Krankenstationen sind schätzungsweise aus Mangel 
an Pflegepersonal geschlossen? 

Bitte, Frau Ministerin! 
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Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Herr Präsident, ich bitte, die beiden Fragen, 
wenn der Herr Kollege damit einverstanden ist, 
zusammen beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ja. 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Statistische Angaben über den Mangel an 
Schwestern und über die Zahl der infolge dieses 
Mangels geschlossenen Krankenstationen liegen 
weder dem Bund noch den Ländern vor. Ich habe 
mich deshalb an die Deutsche Krankenhausgesell- 
schaft gewandt, den Dachverband aller deutschen 
Krankenhausträger. Der Mangel an ausgebildetem 
Pflegepersonal wird von ihr auf rund 25 000 bis 
30 000 Personen geschätzt, von denen etwa 70 ®/o 
Krankenschwestern und -pfleger sein werden, über 
die Zahl der geschlossenen Krankenstationen ver- 
mag auch die Krankenhausgesellschaft leider nicht 
Verbindliches zu sagen. 

Im übrigen scheint mir die Frage der Schließung 
der Krankenstationen auch ein Strukturproblem zu 
sein. Bei einer nach wie vor großen, ja steigenden 
Nachfrage bevorzugt auch das Krankenpflegeper- 
sonal verständlicherweise Stellen, die bessere Ar- 
beits- und Lebensbedingungen versprechen, z. B. 
neue moderne Häuser, die Nähe von Städten usw. 

Vizepräsident Dr« Dehler: Eine Zusatzfrage, 
pj Herr Abgeordneter Ollesch. 

Ollesch (FDP): Frau . Minister, der Mangel an 
Pflegepersonal ist allgemein bekannt. Die Länder 
helfen sich zum Teil damit, daß sie Pflegevorschu- 
len einrichten, in die die Mädchen mit 14 Jahren 
eintreten können. Wäre es nicht sehr sinnvoll, das 
Alter für den Eintritt in die Schwesternausbildung, 
das heute bei 18 Jahren liegt, herabzusetzen, um 
einen Anschluß zu finden zwischen der Zeit als 
Schwesternvorschülerin und Schwesternschülerin? 
Die Ausbildung als Schwesternvorschülerin beginnt 
mit 14 Jahren und endet mit 16 Jahren. Dann kom- 
men zwei Jahre, bis das Mädchen die Ausbildung 
als eigentliche Schwester beginnen kann. Dieser 
Zeitraum scheint mir zu lang zu sein. Es besteht die 
Gefahr, daß die Vorschülerin dann doch nicht den 
angestrebten Beruf ergreift und irgendwo anders 
hin abwandert. Kann man nicht das ’ Eintrittsalter 
herabsetzen, vielleicht auf 17 Jahre? Die jungen 
Menschen sind ja heute etwas früher reif, als das 
früher der Fall war. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Wollen wir jetzt 
das Fragezeichen setzen, Herr Ollesch. 

Ollesch (FDP): Herr Präsident, ich bitte um Ent- 
schuldigung. Die Frage bedurfte einer etwas länge- 
ren Erläuterung. 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Herr Kollege, es ist bekannt, daß diese 


Frage bei der Änderung des Krankenpflegegesetzes 
im Jahre 1965 in diesem Haus eine große Rolle 
gespielt hat. Nun ist zur Zeit noch nicht ganz deut- 
lich, inwieweit das von diesem Haus geänderte 
Krankenpflegegesetz auf den Nachwuchsmangel ein- 
wirken wird. Man muß da noch etwas abwarten. 
Immerhin ist nach den Angaben der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft sowohl die Zahl der Schu- 
len als auch die der Schüler in der Kranken- und 
Kinderpflege sowie in der Krankenpflegehilfe im 
letzten Jahr zum Teil sehr stark gestiegen. Tat- 
sächlich haben wir absolut gesehen — allerdings 
nicht am Bedarf gemessen — niemals so viel aus- 
gebildetes Krankenpflegepersonal gehabt wie zur 
Zeit. 


Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Ollesch. 

Ollesch (FDP): Frau Minister, mir wurde mit- 
geteilt, daß einige Arbeitsämter den Schwestern- 
beruf nicht als Lehrberuf oder Anlernberuf anerken- 
nen. Können Sie diese Auffassung bestätigen, oder 
sind Sie der Meinung, daß auch der Schwestern- 
beruf als Lehrberuf bezeichnet werden kann? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Das ist keine Frage der Meinung, sondern 
eine Sache der gesetzlichen Bestimmungen. Die Bun- 
desregierung kann darauf nur im Wege der Be- 
rufszulassung Einfluß nehmen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Ollesch. 

Ollesch (FDP): Würden Sie nicht der Meinung 
sein, daß eine Änderung dahin gehend erfolgen 
sollte, den Schwesternberuf als Lehrberuf anzuer- 
kennen, damit die Schülerinnen in den Genuß der 
Ausbildungshilfe kommen können? 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Herr Kollege, ich bin gern bereit, das gründ- 
lich zu überprüfen. 

Vizepräsident Dr« Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schmidt (Offenbach). 

Dr. Schmidt (Offenbach) (SPD): Frau Minister, 
nachdem Sie in einer der vorhergehenden Antwor- 
ten auf die möglicherweise mangelnde Anziehungs- 
kraft des Schwesternberufes wegen des Vorhanden- 
seins älterer oder veralteter Krankenhäuser hinge- 
wiesen haben, möchte ich Sie fragen, ob Sie uns 
etwas über das Verhältnis zwischen modernen 
Krankenhäusern und veralteten Krankenhäusern in 
der Bundesrepublik sagen können. 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Herr Kollege Schmidt, ich bin der Meinung, 
daß der Arbeitsplatz — das kam bereits in meiner 
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Bundesminister Frau Strobel 

ersten Frage zum Ausdruck — natürlich einen Ein- 
fluß darauf ausübt, ob mehr Menschen bereit sind, 
den Pflegeberuf zu ergreifen. Es ist leider so, daß 
sich etwa 160 000 Krankenhausbetten von etwa 
620 000 Betten — also rund ein Fünftel — in Häu- 
sern befinden, die älter als 50 Jahre sind. Man muß 
daraus schließen, daß die überalterten Kranken- 
häuser bezüglich der Rationalisierung und der Mo- 
dernisierung ganz besonders dringend der Hilfe be- 
dürfen. Das wirkt sich natürlich auch auf die Frage 
aus, ob sie mehr Pflegepersonal finden oder nicht. 

Leider können diese Aufgaben vorläufig im allge- 
meinen nur von den Ländern unterstützt werden. 
Dabei ist das Personalproblem natürlich eng mit 
der wirtschaftlichen Sicherung verzahnt, und die 
Lösung des einen Problems hängt weitgehend da- 
von ab, ob es gelingt, für das andere eine befriedi- 
gende Dauerregelung zu finden. 

Vizepräsident Dr. Dehlers Ich rufe die Frage 
XV/6 des Abgeordneten Dr. Rutschke, übernommen 
vom Herrn Abgeordneten Moersch, auf: 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um die schät- 
zungsweise 1,2 Millionen Zuckerkranken in Deutschland, die 
wohl nicht wissen, daß sie Diabetiker sind, zu Erkennungsunter- 
suchungen zu bewegen? 

Bitte, Frau Minister! 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Herr Kollege, es handelt sich hier um die 
Diabetes-Frage. Darauf darf ich antworten, daß die 
(B) Zuckerkrankheit in den Jahren nach dem Kriege mit 
zunehmendem Konsum, vor allem als Folge ver- 
änderter Ernährungsgewohnheiten, und mit steigen- 
der Lebenserwartung häufiger geworden ist. 

Systematische Reihenuntersuchungen, die in den 
letzten Jahren sowohl im Inland wie im Ausland 
durchgeführt wurden, haben ergeben, daß auch 
Personen, die sich gesund fühlten, von der Diabetes 
ergriffen waren. Es kam auf einen bereits vorhande- 
nen Zuckerkranken mindestens ein weiterer Kran- 
ker, der bis dahin von seiner Erkrankung nichts 
wußte. Die Zahl von 1,2 Millionen Zuckerkranken 
stellt demnach die geschätzte Gesamtzahl für die 
Bundesrepublik dar. Insbesondere leichte Fälle der 
Erkrankung bleiben oft lange Zeit unerkannt und 
werden nur zufällig, dann aber meist zu spät, ent- 
deckt. 

In der Diabetes-Früherkennungsaktion der deut- 
schen Ärzteschaft im Jahre 1964 wurden, wie zu er- 
warten war, rund 27 000 bis dahin unerkannte Fälle 
von Zuckerkrankheit diagnostiziert. Der beste Weg 
zur Früherkennung und Frühbehandlung der Zucker- 
kranken sind mithin breit angelegte Untersuchungs- 
aktionen. Zwei Bundesländer wollen nach vorher- 
gehenden Modellversuchen die Röntgenreihenunter- 
suchungen dazu benutzen, gleichzeitig eine Diabetes- 
probe vornehmen zu lassen. In einer Landeshaupt- 
stadt sind jedem Haushalt Teststreifen durch Post- 
wurfsendungen zugestellt worden mit der Auffor- 
derung, bei einem verdächtigen Befund alsbald den 
Hausarzt aufzusuchen. Es hat sich herausgestellt, 
daß sich die Bevölkerung sehr lebhaft an der Aktion 
beteiligt hat. 


Aufklärende Maßnahmen, mit denen die BevÖlke- 
rung zur Mitwirkung aufgerufen wird, müssen sach- 
lich und zeitlich genau auf die Besonderheiten der 
jeweiligen Aktion abgestimmt und deshalb von den 
gleichen Stellen eingeleitet und gelenkt werden, 
die für die Abwicklung der betreffenden Aktion ver- 
antwortlich sind. 

Die Bundesregierung ihrerseit ist zur Zeit darum 
bemüht, durch Einschaltung der Massenmedien die 
Bevölkerung von der Notwendigkeit und dem Wert 
allgemeiner und gezielter Vorsorgeuntersuchungen 
zu überzeugen. Ich habe außerdem das Zentralinsti- 
tut für Gesundheitserziehung in Köln beauftragt, 
die Entwicklung von Aufklärungsmaterial zur Vor- 
bereitung und Förderung von Diabetes-Früherken- 
nungsaktionen unverzüglich in sein Arbeitspro- 
gramm für 1967 aufzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die von dem Herrn Abgeordneten Dich- 
gans gestellten und von der Abgeordneten Frau 
Jacobi übernommenen Fragen XV/7 und XV/8 auf: 

Wie rechtfertigt es die Bundesregierung angesichts der Erklä- 
rungen, die die Bundesgesundheitsministerin am 9. Dezember 
1966 in der Fragestunde zu den schädlichen Folgen des Flug- 
lärms abgegeben hat, daß die Bundespost erstmals zu Weih- 
nachten 1966 eine Durchbrechung des Nachtstartverbots für 
Strahlflugzeuge in Lohausen, das jahrelang zum Schutze der Be- 
völkerung streng durchgehalten worden war, betrieben und 
erreicht hat? 

Ist die Bundesregierung bereit zu erklären, daß die Bundes- 
verwaltungen in Zukunft den Schutz der Bürger vor den soge- 
nannten technischen Fortschritt stellen werden, soweit dieser zu 
Lasten der menschlichen Gesundheit geht? 

Bitte, Frau Minister! 

(d: 

Frau Strobel, Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Frau Kollegin, dem Herrn Kollegen Dich- 
gans ist bekannt — ich hatte um die Weihnachts- 
zeit mit . ihm verschiedene Fernschreiben deswegen 
gewechselt — , daß die beanstandeten Nachtflüge 
vom Verkehrsminister des Landes Nordrhein-West- 
falen auf Antrag des Bundespostministers geneh- 
migt worden sind. Die Flüge beschränkten sich auf 
insgesamt vier Starts und Landungen in der Zeit 
vom 21. bis 24. Dezember 1966. Sie dienten der Be- 
förderung der vor Weihnachten angefallenen Berlin- 
Post. 

Mit den sonst im Nachtverkehr verwendeten 
Kolbenmaschinen konnte der Weihnachtspostanfall 
nicht bewältigt werden. Ohne den Einsatz eines 
Düsenflugzeuges hätte sich die Zustellung der Ber- 
linpost um 24 Stunden verzögert. Die Zustellung 
der am Abend des 23. Dezember angelieferten Post 
wäre sogar erst am 27. Dezember möglich gewesen. 

Der Bundespostminister, der hier zuständig ist, 
glaubte, diese Verzögerungen der postalischen Ver- 
sorgung Berlins gerade an Weihnachten nicht ver- 
antworten zu können. Er sieht jedoch in vorweih- 
nachtlichen Nachtflügen für Zwecke der Bundespost 
eine einmalige Durchbrechung des für den Flug- 
hafen Düsseldorf-Lohausen angeordneten generellen 
Nachtstartverbots. 

Darf ich noch folgendes hinzufügen. Ich stehe 
selbstverständlich nach wie vor zu meiner in der 
Fragestunde vor vier Wochen erteilten Antwort, 
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Bundesminister Frau Strobel 

daß Fluglärm je nach Lautstärke, Lästigkeit und 
Einwirkungsdauer zu Gesundheitsschäden führen 
kann und daß gegen diese Gefahren angegangen 
werden muß. Ich meine, daß Gelegenheit dazu die 
im Ausschuß für Gesundheitswesen des Deutschen 
Bundestages angelaufenen Erörterungen über das 
gesamte Fluglärmproblem im Zusammenhang mit 
den Beratungen über den Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz gegen Fluglärm in der Umgebung von 
Flughäfen geben können. Der Ausschuß für Ge- 
sundheitswesen hat sich bekanntlich dafür von 
Sachverständigen beraten lassen und in diesen Ta- 
gen abschließend auch die Vertreter von Interessen- 
verbänden für die Bekämpfung des Fluglärms ge- 
hört. 

Ich bin sicher, Frau Kollegin, daß in diesen Be- 
ratungen dem Schutz der Nachtruhe vor Lärmein- 
wirkungen besondere Bedeutung eingeräumt wird. 
Damit habe ich also beide Fragen im wesentlichen 
beantwortet. Es ist im Grundsatz richtig, daß dem 
technischen Fortschritt nicht einseitig der Vorzug 
gegeben werden darf, wenn Gesundheitsgefahren 
für Menschen zu besorgen sind. Für mein Haus darf 
ich sagen, daß es dies bei einer Fülle von Aufgaben 
immer beachten wird. 

Vizepräsident Dr* Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Jacobi. 

Frau Jacobi (Marl) (CDU/CSU): Muß die Bevöl- 
kerung in dem Großraum Düsseldorf damit rechnen, 
(B) daß in Zukunft vor hohen Festtagen eine ähnliche 
Situation eintritt und daß der Bundespostminister 
dann die Ankunft der Post in Berlin vor die Nacht- 
ruhe der Bevölkerung stellen wird? 

Frau Strobelr Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Frau Kollegin Jacobi, ich habe die Antwort, 
die mir der Herr Bundespostminister gegeben hat — 
da ich ja die Antwort auf die Frage mit ihm zusam- 
men vorbereiten mußte — , so verstanden, daß dies 
eine einmalige Ausnahme war. Ich wäre auch selber 
gern bereit, bei ihm dahin zu wirken, daß es sich 
nicht wiederholt bzw. daß andere Möglichkeiten ge- 
funden werden. — Wie Sie sehen, ist Herr Kollege 
Dollinger nicht der Meinung, daß es im Weihnachts- 
verkehr absolut unvermeidlich ist. 

Vizepräsident Dr. Debler: Herr Abgeordneter 
Moersch zu einer Zusatzfrage. 

Moerscb (FDP): Frau Ministerin, halten Sie es 
für denkbar, daß sich die Findigkeit der Bundes- 
post bei ähnlichen Gelegenheiten vielleicht dadurch 
auszeichnen könnte, daß man für Nachttransporte 
auf einen Flughafen in der Nähe ausweicht, der 
nicht so dicht bei Wohngebieten liegt wie Düssel- 
dorf-Lohausen, z. B. nach Köln- Wahn? 

Frau Strobelr Bundesminister für Gesundheits- 
wesen: Herr Kollege Moersch, ich hatte es für 
denkbar gehalten und hatte diese Frage aus diesem 
Grunde dem Bundespostministerium gestellt. Aber 


anscheinend hat sich diese Möglichkeit nicht erge- 
ben. Ich bin jedoch davon überzeugt, daß Herr 
Kollege Dollinger das versucht hat, nachdem mein 
Haus mit ihm gesprochen hatte. 

Vizepräsident Dr, Debler: Frau Abgeordnete 
Jacobi, noch eine Zusatzfrage. 

Frau Jacobi (Marl) (CDU/CSU): Könnte der 
Herr Bundespostminister, der zufällig anwesend 
ist, uns vielleicht mitteilen, ob er durch besondere 
Propagandamaßnahmen den verstärkten Postver- 
kehr in den Tagen vor den Festtagen etwas vor- 
verlegen könnte? 

Vizepräsident Dr, Debler: Wenn der Herr 
Minister eine Antwort geben will, bitte sehr! 

Dr, Dollingerr Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen; Mit Vergnügen, Herr Präsident! 
Sehr verehrte gnädige Frau, die Sache verhält sich 
so: Die Nachtluftpost ist darauf abgestellt, die 
Briefe möglichst schnell zu befördern. Deshalb Luft- 
post! Nach Berlin haben wir von Düsseldorf aus 
den gesahiten Bereich des Ruhrgebiets einbezogen. 

Nun haben die normalen Maschinen eine wesent- 
lich geringere Ladefähigkeit als Dü&enapparate. 
Die Folge der Beförderung mit normalen Maschinen 
war im Anfang und wäre es auch jetzt gewesen, 
daß wir bis zu 150 000 Briefe einfach nicht hätten 
befördern können. Wenn die Düsenmaschinen mit 
der erhöhten Kapazität nicht eingesetzt worden 
wären, hätte das zur Folge gehabt, daß eine ganze 
Reihe von Briefen — ich bitte, die Dinge nicht so zu 
sehen, daß es vielleicht nur um formelle Glück- 
wunschkarten gegangen sei — in Berlin einfach 
erst zwischen Weihnachten und Neujahr zugestellt 
worden wäre. Aus diesem Grunde war man der 
Auffassung, daß man, um auch für Berlin eine 
rasche Zustellung der für die Feiertage bestimmten 
Post zu erreichen, ausnahmsweise Düsenmaschinen 
einsetzen sollte. 

Vizepräsident Dr, Debler: Herr Abgeordneter 
Schmidt (Wuppertal) zu einer Zusatzfrage. 

Dr, Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU); Geht denn 
die Geschwindigkeit der Würde des Menschen vor? 

(Oh!-Rufe) 

Dr. Dollingerr Bundesminister für das Post- und 
Femmeldewesen: Man kann selbstverständlich von 
der Würde des Menschen sprechen. Man kann aber 
auch von der Verbindung mit den Menschen in Ber- 
lin sprechen, die sich zu Weihnachten auf einen 
Gruß von Zuhause freuen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Debler: Ich darf der Frau 
Ministerin meinen Dank sagen. 
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Vizepräsident Dr. Dehler 

Ich rufe nun die Frage X/1 des Abgeordneten 
Ertl aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf: 

Wie lange beabsichtigt die Bundesregierung die Förderungs- 
mittel für die Agrarstrukturverbesserung zu sperren? 

Bitte, Herr Minister! 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident, ich bitte, mir 
zu gestatten, die drei Fragen dieses Geschäftsbe- 
reichs, da sie in einem Sachzusammenhang stehen, 
gemeinsam beantworten zu dürfen, zumal sie auch 
von demselben Fragesteller stammen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Einverstanden. Ich 
rufe also auch die Fragen X/2 und X/3 des Abge- 
ordneten Ertl auf: 

Ist beabsichtigt, durch die verhängte Sperre für h4ittel zur 
Verbesserung der Agrarstruktur die Förderungsmaflnahmen für 
die Landwirtsdiaft einzuschränken oder umzustellen? 

Wird die Bundesregierung die Verpflichtungen aus dem EWG- 
Anpassungsgesetz,- nachdem der Getreidepreis im Jahre 1967 ge- 
senkt werden soll, erfüllen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Die erste Frage darf ich wie 
folgt beantworten. Es handelt sich keineswegs um 
etwas Außenordentliches, sondern um die Durch- 
führung einer Bestimmung der Haushaltsordnung, 
die vorsciireibt, daß alle gesetzlich nicht gebunde- 
nen Ausgaben erst dann geleistet werden dürfen, 
wenn das Parlament den Haushalt festgestellt hat. 
Das ist noch nicht der Fall, so daß es bei der Ord- 
nung verbleiben muß, daß nur 75% des Vorjahres- 
ansatzes — bzw. ein Zwölftel je Monat davon — 
verwendet werden dürfen. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung aber in 
ihren Sitzungen gestern und vorgestern Vorkeh- 
rungen dafür getroffen, daß alle Investitionsausga- 
ben — die hier zur Debatte stehenden Ausgaben 
gehören dazu — so rasch wie möglich wieder frei- 
gegeben werden. Sie können damit rechnen, daß das 
unverzüglich der Fall sein wird. 

Mit der Sperre soll — damit komme ich zu Ihrer 
zweiten Frage — keineswegs eine Veränderung 
oder Umstrukturierung in diesem Ausgabenblock 
vorgenommen werden. Natürlich sind fortgesetzt 
Überlegungen am Platze, üm neue Erfahrungen zü 
verwerten. 

Im übrigen hat die Bundesregierung gestern Vor- 
schläge gemacht, die es dem Parlament erleichtern, 
den Haushalt zügig zu beraten und die Festlegun- 
gen auch in diesem Ausgabenbereich dem Umfang 
und der Qualität nach zu treffen. 

Die dritte Frage darf ich dahin beantworten, daß 
es zu den bevorzugten Aufgaben der Bundesregie- 
rung gehört, vom Parlament beschlossene Gesetze 
auszuführen. Dazu gehört auch das EWG-Anpas- 
sungsgesetz. über die endgültige haushaltsmäßige 
Behandlung dieser Frage kann aber frühestens Ende 
1967 oder 1968 entschieden werden, da ein Teil der 
in diesem Gesetz genannten Leistungen vorher 
keine Etatreife wird erreichen können. 


Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Ertl! 

Ertl (FDP): Herr Minister, teilen Sie mit mir die 
Auffassung, daß die Mittel für den Grünen Plan 
weitgehend auf Grund des Landwirtschaftsgesetzes 
und somit auf Grund einer gesetzlichen Verpflich- 
tung verplant bzw. eingesetzt werden? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Das gilt vor allem für die 
Maßnahmen, die das Landwirtschaftsgesetz vor- 
schreibt. Agrarstrukturmaßnahmen haben aber dar- • 
über hinaus noch einen besonderen Charakter, der 
sich keineswegs auf die landwirtschaftlichen Gesichts- 
punkte beschränkt, sondern Landeskulturaufgaben 
mit beinhaltet. Es wird noch eine Information dahin- 
gehend erfolgen, daß diese Landeskulturaufgaben 
in eine besondere Dringlichkeitsstufe einbezogen 
werden. 

Vizepräsideni Dr. Dehief: Zu einer weiteren 
Frage Herr Abgeordneter Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Minister, sind Sie nicht auch der 
Auffassung, daß es jetzt angesichts der schwierigen 
Haushaltslage höchste Zeit wäre, endlich zu mehr- 
jährigen Strukturplänen überzugehen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Ja, wenn ich einmal aus 
diesem Strukturbereich einen Posten herausgreifen (D) 
darf, und zwar die Flurbereinigung — wohl die 
Hauptposition der Flächenstrukturpolitik — , so 
möchte ich sagen, daß sie zu den traditionellen, be- 
währten und auf lange Sicht angelegten Struktur- 
plänen gehört, ohne daß es möglich wäre, sofort eine 
zeitliche Begrenzung zu bestimmen. Sie wissen ganz 
genau, daß alle bisherigen, sehr beachtlichen Bemü- 
hungen an der Personalsituation ihre Grenze finden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Zu- 
satzfrage. 

Ertl (FDP): Herr Minister, darf ich Ihre Antwort 
so verstehen, daß die Maßnahmen unverzüglich, d. h. 
sofort, fortgesetzt werden? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Unverzüglich, wenn Sie mit 
mir in der Definition „ohne schuldhaftes Zögern" 
überein stimmen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Ertl zu einer weiteren Frage. 

Ertl (FDP): Herr Minister, ich darf bezüglich des 
EWG-Anpassungsgesetzes die Frage anknüpfen, ob 
die neue Regierung gemeinsam mit dem Koalitions- 
partner nun bereit ist, die Zusagen des ehemaligen 
Bundeskanzlers Erhard gegenüber dem Präsidenten 
des Deutschen Bauernverbandes zu erfüllen. Dazu 
gehört auch die Erklärung, daß die damalige Oppo- 
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sitionspartei auch als Koalitionspartner bereit wäre, 
eine solche Zusage zu erfüllen. 

Höcherlr Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Jede Bundesregierung ist 
verpflichtet, den gesetzlichen Bestimmungen zu ent- 
sprechen und nicht persönliche Aussprachen zur 
Grundlage ihrer Entscheidung zu machen, sie aber 
in ihre politische Entscheidung miteinzubeziehen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage. 

Ertl (FDP): Herr Minister, können Sie mir einen 
Wirtschaftszweig nennen, der ähnliche politische 
Opfer bringen muß wie die Landwirtschaft, die Ein- 
kommenseinbußen durch Preissenkungen in Kauf 
nehmen muß, wobei andererseits auch noch die 
Förderungsmaßnahmen reduziert werden? 

Höcherlr Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege Ertl, wenn ich 
jetzt nur als Landwirtschaftsminister spräche und 
nicht den großen Bereich aller gemeinsamen Auf- 
gaben ins Auge zu fassen hätte, müßte ich die Frage 
mit Ja beantworten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dröscher zu einer Zusatzfrage. 

Dröscher (SPD): Herr Bundesminister, trifft es 
zu, daß die Agrarstrukturverbesserungsmaßnahmen 
bisher weitgehend von privaten Trägern getroffen 
wurden und dafür ein Apparat an Fachpersonal auf- 
gebaut werden mußte und daß dieser Apparat, der 
in langen Jahren geschaffen wurde und funktions- 
fähig ist, nun wegen der abrupten Kürzungen in 
Gefahr gerät, sich aufzulösen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Ich weiß, worauf Sie an- 
spielen, Herr Kollege. Sie meinen vor allem die 
Aussiedlungen. Das ist nur ein relativ bescheidener 
Teil des großen Blocks der Agrarstrukturmaßnah- 
men. Sicher war es richtig, daß sich der Bund und 
die Länder in den gemeinsamen Richtlinien solcher 
Einrichtungen bedienen. Ich glaube aber nicht, daß 
ein Stopp, der ja in dieser Frage jedes Jahr, soweit 
der Haushalt noch nicht festgelegt ist, erfolgen muß, 
zu solchen Maßnahmen zwingen müßte. 

Vizepräsident Dr. Dehier: Eine weitere Zu- 
satzfrage. 

Dröscher (SPD): Darf ich aus Ihrer Frage schlie- 
ßen, Herr Minister, daß Sie bereits Überlegungen 
angestellt und vielleicht auch Maßnahmen getroffen 
haben, um zu verhindern, daß jetzt abrupt ein Stopp 
erfolgt — ich denke z. B. an die Flurbereinigungs- 
maßnahmen, die durch solche privaten Träger auf 
eine breite Basis gestellt werden konnten — und 
die Maßnahmen abgebrochen werden müssen, ein- 
fach weil die Leute auseinanderlaufen? 


Höcherlr Bundesminister für Ernährung, Land- ^ 
Wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, es sind we- 
nige. Die Flurbereinigungsmaßnahmen werden von 
staatlichen Behörden durchgeführt, und zwar nach 
der Arbeitsteilung, wie wir sie im Bund haben, auf 
Länderebene. Es handelt sich vor allem um Aus- 
siedlungsmaßnahmen. Nun steht es mir gar nicht 
zu, personelle Verantwortlichkeiten und Haftungen 
zu übernehmen. Ich kann nur sagen, daß gestern 
durch die Beratungen der Bundesregierung alle Vor- 
aussetzungen geschaffen worden sind, damit dort, 
wo keine gesetzlichen Verpflichtungen bestehen, 
sondern nur freiwillige Leistungen zu vollziehen 
sind, im Rahmen der Anregung der Investitions- 
tätigkeit das getan wird, was die Stunde erfordert. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Reichmann zu einer Zusatzfrage. 

Reichmann (FDP): Herr Minister, trifft es zu, 
daß die Landwirtschaft durch die Auswirkungen der 
EWG dreifach einseitig betroffen wird, nämlich 
erstens durch die direkte Getreidepreissenkung, 
zweitens durch die Belastungen im Agrarhaushalt 
wegen der Zahlungen nach Brüssel, wodurch die 
Förderungsmaßnahmen für die Landwirtschaft ein- 
geschränkt werden müssen, und drittens durch die 
voraussichtliche Nichterfüllung der Zusage, Aus- 
gleichszahlungen nach dem EWG-Anpassungsgesetz 
zu leisten. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- (^1 
Wirtschaft und Forsten: Wenn ich gleich die letzte 
Frage aufnehmen darf: ich habe ausdrücklich er- 
klärt, daß es zu den Aufgaben der Bundesregie- 
rung gehört, Gesetze auszuführen, über das Aus- 
maß bestimmt der Bundestag selbst, und zwar im 
Rahmen seines Bugdetrechts, und das wird zu ge- 
gebener Zeit erfolgen. 

Zweitens: Es geht nicht an, im Rahmen der vielen 
möglichen Lösungen bei den einzelnen Produkten 
nur das herauszunehmen und zu beanstanden, was 
vielleicht negativ für uns und positiv für andere 
Beteiligte ausgefallen ist, und andere Positionen, 
bei denen wir keineswegs schlecht abgeschnitten 
haben, nicht in die Rechnung einzustellen. 

Hier muß eine Gesamtbilanz gezogen werden. Es 
gibt gar keinen Zweifel, daß die Landwirtschaft im 
Rahmen dieses fortgesetzten Integrationsprozesses 
eben auch Kompromisse schließen mußte, die zu 
ihren Lasten gingen. Wir haben aber auch Kom- 
promisse geschlossen, die zu Lasten anderer Part- 
ner gingen und uns Vorteile bringen. Das muß ins- 
gesamt gesehen werden. Dieser Prozeß ist noch 
keineswegs abgeschlossen; wir befinden uns mitten 
darin. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Reichmann, eine weitere Frage. 

Reichmann (FDP): Herr Minister, darf ich fra- 
gen: sind die Veröffentlichungen — auch seitens der 
Bundesregierung • — zutreffend, daß wir im Ender- 
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gebnis nach Brüssel eine Milliarde Mark mehr ein- 
zahlen müssen, als wir zurückbekommen? 

Hödierlr Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Ich möchte meinen, daß die 
Mitteilungen der Bundesregierung immer zutreffend 
sind. Zumindest gibt sie sich die Mühe, subjektiv 
alles aufzubieten, um objektive Informationen, das 
Äußerste an Information zu leisten. Es ist richtig, 
wenn Sie sagen, daß wir im Agrarsektor, weil wir 
ein Einfuhrland sind, nach der Konstruktion des Ver- 
trages Abgaben zu leisten haben, die eine negative 
Gesamtbilanz bei uns ausweisen. Wie die Dinge 
aber einmal sein werden, wenn die Gemeinschaft 
über eigene Einnahmen bei den Abschöpfungen und 
bei den Zöllen möglicherweise verfügt, das kann 
heute noch niemand sagen, weil die Warenströme 
sich erst unter dem Einfluß der neuen Erleichterung 
bilden müssen. Dann erst können solche Fragen 
sachgemäß beantwortet werden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Logemann! 

Logemann (FDP) : Herr Minister, würde es nicht 
doch zu einer Abwertung aller Kanzlerzusagen für 
die Zukunft führen, wenn so konkrete Kanzlerzu- 
sagen, wie sie Herr Bundeskanzler Erhard gegen- 
über einem Berufs verband und gegenüber der 
Öffentlichkeit gemacht hat, von der neuen Bundes- 
regierung nun nicht vorrangig erfüllt würden? 

(B) Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, jede Kanzler- 
zusage und jede Minitsterzusage steht unter dem 
Generalvorbehalt des Budgetrechtes des Parlaments. 
Es wäre eine Anmaßung, wenn sich ein Regierungs- 
mitglied gestatten würde, dem Parlament das Bud- 
getrecht vorwegzunehmen. Hier in diesem Hause 
fallen die wirklichen Entscheidungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr, Dehler: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Logemann. 

Logemann (FDP): Herr Minister, gilt das auch 
für Kanzlerzusagen, die später sogar in Gesetzes- 
form umgemünzt wurden? 

Höcherlr Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Auch bei der Gesetzesform 
gibt es — wir erleben das ja laufend — noch hö- 
here Gesetzlichkeiten, nämlich das Gesetz des Man- 
gels. Ich bin überzeugt, daß das Parlament seine 
eigenen Gesetze bei der Haushaltsverabschiedung 
unter Berücksichtigung der in der Verfassung vor- 
geschriebenen Deckungsverpflichtung beachtet. In 
diesem Rahmen wird die Bundesregierung mit in- 
nerer Überzeugung diese Gesetze auszuführen wis- 
sen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Schulze-Vorberg, eine Zusatzfrage. 


Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU): Herr Mini- 
Ster, wenn Sie soeben von einer negativen Gesamt- 
bilanz in bezug auf Brüssel und die Agrarleistun- 
gen sprachen — werden Sie alle Möglichkeiten 
nutzen, diese negative Bilanz zu drosseln, soweit 
das irgend angeht? 

Höcherlr Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, bei dem Wort 
„negativ" muß man das Quantitative und das Qua- 
litative unterscheiden. Qualitativ ist es keineswegs 
negativ. Wir glauben in einem großen europäi- 
schen Integrationsprozeß uns allen etwas Gutes zu 
tun. Quantitativ gesehen — also rein zahlenmä- 
ßig — , ist es eine negative Bilanz. .Wir bemühen 
uns erfolgreich, hier obere Grenzen zu setzen, weil 
wir nicht durch negative quantitative Ergebnisse 
die qualitative gute Seite gefährden möchten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Abgeordneter Dr. Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU): Herr Mini- 
ster, ist trotz aller Sparmaßnahmen, die notwendig 
sind oder noch notwendig werden könnten, die 
Kontinuität der Agrarstrukturmaßnahmen gesi- 
chert? 

Höcherlr Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Das möchte ich bejahen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage pj 
des Herrn Abgeordneten Jung. 

Jung (FDP): Herr Minister, Sie haben soeben 
von positiven und negativen Auswirkungen ge- 
sprochen. Könnten Sie bitte besser präzisieren, wel- 
che Auswirkungen Sie als für die deutsche Land- 
wirtschaft besonders positiv erachten? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Die Tatsache, daß wir einen 
großen gemeinsamen Produktions- und Konsum- 
markt von 184 Millionen Menschen schaffen, der 
allein schon seiner Größe wegen nach klassischen 
Beispielen in der Geschichte in der Lage sein wird, 
innerhalb dieser großen Volkswirtschaft Aus- 
gleichsleistungen herbeizuführen, die uns allein 
versagt blieben. Im übrigen haben schon die bis- 
herigen sieben und acht Jahre, in denen wir diesen 
Integrationsprozeß betreiben, den gegenseitigen 
Handel und den gegenseitigen Warenaustausch so 
verstärkt, daß davon auszugehen ist, daß sich die 
steigende Konsumkraft, auf die die Landwirtschaft 
mehr als auf alles andere angewiesen ist, im euro- 
päischen Markt bewähren wird. Darin sehe ich die 
ganz entscheidende günstige Voraussetzung auch 
für die deutsche Landwirtschaft. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Jung zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Jung (FDP): Wie, Herr Minister, erklären Sie 
sich dann diese einseitige Einkommenssenkung? % 
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Höcherly Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Von einseitiger Einkom- 
menssenkung kann gar keine Rede sein. Ich greife 
ein Produkt heraus: Wir haben einen Milchrichtpreis 
von 39 Pf für das Jahr 1968 in Aussicht genommen, 
und das ist eine Einkommenssteigerung, keine Ein- 
kommenssenkung. Ich bin der Meinung, daß wir z. B. 
auf dem Schweinefleischsektor, wenn wir das letzte 
Jahr oder das letzte Dreivierteljahr nehmen, keine 
Einkommenseinbußen, sondern eine günstige Ent- 
wicklung zu verzeichnen hatten. Wir hatten negative 
Entwicklungen auf einigen anderen Gebieten, die 
dem Markt ausgesetzt sind. Das ist aber kein neuer 
Vorgang. Ich darf Sie bitten, die Zahlenreihen allein 
von 1957 bis heute zu vergleichen. Sie werden dann 
feststellen, daß wir bei Rindfleisch im Jahre 1957 
mit 1,71 DM angefangen haben und in dem sehr 
guten Jahr 1965 im Schnitt bei 2,61 DM waren, daß 
wir im Jahre 1966 leider eine Einbuße zu erleiden 
hatten, daß wir aber schon wieder in der Lage sind, 
den Preis in den Griff zu bekommen. Man muß also 
die Dinge sehr differenziert betrachten, um hier eine 
gültige Aussage machen zu können. 

Vizepräsident Dr« Dehler: Herr Abgx^ordneter 
Moersch zu einer Zusatzfrage. 


(B) 


Moersch (FDP): Herr Minister, sind Sie bereit, 
Ihre Antwort von vorhin, daß alle Entscheidungen 
in diesem Hause fallen, vielleicht doch zu korrigie- 
ren, wenn ich Sie daran erinnern darf, daß eine wich- 
tige Entscheidung über den Haushalt in Washington 
beim Devisenhilfeabkommen gefallen ist und eine 
andere, unerhört belastende Entscheidung in Brüssel 
gefallen ist, ohne dieses Haus zu fragen, nämlich bei 
der EWG-Anpassung und bei der Getreidepreissen- 
kung einschließlich der Agrarfinanzierung? 


Höcherlr Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Sie wissen ganz genau, wie 
das EWG-Recht fortgesetzt in nationales Recht über- 
tragen werden muß. Sie kennen den Appendix, den 
man damals bei der Ratifizierung des EWG-Ver- 
trages gemacht hat. Das Parlament hat alle Möglich- 
keiten, auch bei den Verpflichtungen in anderen 
internationalen Bereichen, für die ich hier nicht zu 
sprechen habe, seine Mitwirkung entsprechend aus- 
zugestalten, und ich bin überzeugt, daß alle diese 
früher wie heute getroffenen Entscheidungen von 
einer entscheidenden Mehrheit des Hauses getragen 
sind. Es gibt direkte und indirekte Möglichkeiten. Es 
muß nicht immer ein formeller Zustimmungsakt sein, 
sondern Sie haben überall durch die verfassungs- 
mäßigen Gegebenheiten durchaus die Möglichkeit, 
das eine und das andere in Ihrem Sinne zu steuern. 


Vizepräsident Dr. Dehler: Eine zweite Zusatz- 
frage des Herrn Abgeordneten Moersch. 


Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Ich rede jetzt von meinem 
Ressort; ich habe kein Recht, von anderen Ressorts 
zu reden, obwohl ich auch da nicht Ihrer Meinung 
bin. Sie wollen mir eine Suggestivfrage stellen. Ich 
muß den Sinn, den Sie meiner Antwort unterstellt 
haben, zurückweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf hier sagen: als die EWG- Agrarbeschlüsse 
gefaßt wurden, waren Sie in der Regierung. Ich hatte 
die Gelegenheit, diese Beschlüsse dort auszuhandeln. 
Sie hatten alle Möglichkeiten, bei Unzufriedenheit — 
die ich allerdings auch bei Ihnen nicht feststellen 
konnte — 

(Widerspruch von der FDP) 
nachträglich zu reparieren. 

Vizepräsident Dr* Dehler: Herr Abgeordneter 
Logemann zu einer Zusatzfrage. 

Logemann (FDP): Herr Minister, wenn Sie hier 
ausführen — was ich durchaus zugeben möchte — , 
daß bei einigen Erzeugnissen die Preisentwicklung 
positiv war, dann müssen Sie aber doch wohl gleich- 
zeitig anerkennen, daß, wenn jetzt Kanzlerzusagen 
nicht gehalten werden und die nationale Agrarpoli- 
tik gegebenen Verpflichtungen nicht nachkommt, die 
Kosten in der Landwirtschaft so steigen werden, daß 
in der Tat eine erhebliche Einkommenseihbuße 
durch die EWG -Entwicklung fes.tzust eilen sein wird. 


Höcherlr Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege Logemann, 
ich bin über Ihre Frage sehr überrascht. Ich habe 
doch nicht gesagt, daß Kanzlerzusagen nicht gehal- 
ten werden, sondern aus dieser Kanzlerzusage 
wurde eine gesetzliche Bestimmung. Diese gesetz- 
liche Bestimmung wurde von Ihnen getroffen und 
muß haushaltsmäßig im Zeitpunkt der Haushalts- 
reife ausgefüllt werden. Das wird Ende 1967, Anfang 
1968 im Veredelungsbereich der Fall vsein. Kein 
Mensch hat davon gesprochen, daß Sie das Gesetz 
ändern wollen oder daß wir nicht in der Lage 
seien oder uns weigerten, die von Ihnen beschlos- 
senen und mit entsprechenden Etatmitteln aus- 
gestatteten Gesetze durchzuführen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Logemann. 

Logemann (FDP): Herr Minister, es ist aber 
doch so — das müssen Sie doch zugeben — , daß für 
die Landwirts chait schon jetzt eine Kostensteigerung 
einsetzt, wenn gewisse Verbilligungen, zugunsten 
von Dieselkraftstoff z. B., nicht weiter gewährt 
werden. 


Moersch (FDP): Herr Minister, wollen Sie also 
nachträglich sagen, daß das Parlament damals, als 
ohne sein Anhören solche Entscheidungen gefallen 
sind, verpflichtet gewesen wäre, den Bundeskanzler 
> zu stürzen, der diese Entscheidungen getroffen hat? 


Höcherlr Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege Logemann, Sie 
wissen noch gar nicht, wie die letzte Entscheidung 
über diese Frage sein wird. Sie ist noch streit- 
befangen. Ich habe alle Anstrengungen unternom- 
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Bundesminister Höcherl 

men, um hier eine Lösung zu finden, wie sie auch 
andere Partner in der EWG genießen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Ertl, eine Zusatzfrage. 

Ertl (FDP): Herr Minister, sind Sie in der Lage 
und bereit, mir zu bestätigen, daß die FDP als 
Koalitionspartner sowohl bezüglich des Zeitpunktes 
als auch im Hinblick auf die finanziellen Belastun- 
gen, die auf den deutschen Haushalt zukommen, bei 
den Koalitionsgesprächen erhebliche Einwände im 
Hinblick auf die Agrarpreisharmonisierung gemacht 
hat? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Vorhin war die Rede nicht 
von der Agrarpreisharmonisierung, sondern zu- 
nächst von der Agrarfinanzierung. Es ist richtig, daß 
Sie, daß das Parlament seine Minister natürlich 
nicht allzu stark loben darf, damit sie schön auf 
Touren bleiben. 

(Heiterkeit.) 

Ich habe aber insgesamt feststellen müssen, daß 
Tadel und Lob in einem angemessenen Verhältnis 
verteilt waren, und danach habe ich mich orientiert. 

Vizepräsident Dn Dehler: Die letzte Frage 
des Herrn Abgeordneten Logemann. 

P) Logemann (FDP): Herr Minister, da Sie aus- 
geführt haben, daß Kanzlerzusagen bezüglich ihrer 
Erfüllung von einer Entscheidung des Parlaments 
abhängig seien, darf ich Sie fragen: Wenn Sie schon 
erkennen mußten, daß Kanzlerzusagen in vollem 
Umfang nicht zu halten seien, warum haben Sie 
dann nicht versucht, eine Verschiebung der Getrei- 
depreisharmonisierung über den 1. Juli 1967 hinaus 
zu erreichen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege Logemann, Sie 
wissen, daß dieser Beschluß im Jahre 1964 gefaßt 
wurde. Ich glaube, daß niemand hier im Saal ist, 
der im Jahre 1964 z. B. die finanzielle Situation des 
heutigen Tages hätte voraussehen können. Wir 
müssen in der Vorausschau und in der, ich möchte 
einmal sagen, Selbstzuschreibung der Propheten- 
gabe sehr zurückhaltend sein. Ich hätte sehr gerne 
einen anderen Getreidepreisbeschluß herbeigeführt. 
Aber mir sind die politischen Kräfte und die Ab- 
stimmungssituation in Brüssel genau bekannt. Ich 
glaube nicht, daß es zweckmäßig ist, bei zur Zeit 
aussichtslosen Dingen immer zu versuchen, sich eine 
Niederlage zu holen. Ich werde dort angreifen, ich 
werde dort zufassen, wo ich mir etwas verspreche. 
Das war bisher nicht möglich. Die Gründe sind ganz 
einfach: Sie werden Frankreich und Holland nicht 
dazu bringen, auch mit den besten Reden nicht, daß 
sie auf die Möglichkeiten vom 1. Juli 1967 an ver- 
zichten. Ich möchte Ihnen aber empfehlen, wegen 
der Auswirkungen im Veredlungssektor, für die es 
eine Gemeinschaftsentschädigung und ein Gesetz, 


das Anpassungsgesetz, also zwei Sicherungen, gibt, 
abzuwarten. Beim Getreide selbst sind die Dinge 
vollkommen klar. Wir bekommen im ersten Jahr 
560 Millionen DM aus der gemeinsamen Kasse. Da 
gibt es Ausgleichsmöglichkeiten genug, die beim 
Getreide allein maximal mit 390 Millionen DM zu 
beziffern wären. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich möchte jetzt 
die Fragen an den Herrn Landwirtschaftsminister 
abschließen. Ich danke Ihnen, Herr Minister. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr auf, zunächst die Frage 
XII/1 des Abgeordneten Matthes: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den schwarz-gelben Ver- 
kehrsstock (Wuppertaler Stock) als Hilfsmittel für alte Menschen 
und Gehbehinderte im Straßenverkehr? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Präsident, ich bitte um 
Ihr Einverständnis, die beiden Fragen des Herrn 
Abgeordneten Matthes gemeinsam zu beantworten, 
wenn der Herr Abgeordnete einverstanden ist. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Jawohl. Dann rufe 
ich auch die Frage XII/2 des Abgeordneten Matthes 
auf: 

Hält die Bundesregierung bei positiver Beantwortung der unter 
XII/1 gestellten Frage eine entsprechende Ergänzung der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung für notwendig? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- P) 
sterium für Verkehr: Die Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung sieht bisher vor, daß blinde Fuß- 
gänger ihre Behinderung durch einen weißen Stock 
oder durch gelbe Abzeichen mit drei schwarzen 
Punkten kenntlich machen, wobei Stock und Ab- 
zeichen gleichzeitig verwendet werden können. 
Auch der schwarz-gelbe Stock, der sogenannte 
„Wuppertaler Stock", soll dem körperbehinderten 
Verkehrsteilnehmer helfen, sich trotz seines Leidens 
bzw. seiner Behinderung sicher im Verkehr zu be- 
wegen. 

Im Rahmen einer Umfrage meines Hauses bei 
den Verkehrs- und Innenressorts der Länder haben 
diese geltend gemacht, schwarz-gelbe Stöcke seien 
besonders bei Dunkelheit weniger gut sichtbar als 
weiße Stöcke; außerdem würde die Einführung ver- 
schiedenartiger Schutzstöcke zu einer Verwirrung 
der Kraftfahrer beitragen. Aus diesen Gründen 
möchte mein Haus von einer entsprechenden Er- 
gänzung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
absehen. Selbstverständlich steht nichts im Wege, 
daß Fußgänger einen schwarz-gelben Stock be- 
nutzen, wenn sie das für richtig halten oder 
wünschen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Matthes. 

Matthes (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht auch der Meinung, daß der schwarz-gelbe 
Stock ein wesentliches Hilfsmittel gerade für ältere 



3990 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 86. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. Januar 1967 


, . - Matthes 
(A) 

Menschen ist und bei der bekannten Abneigung 
gegen Armbinden auch ein recht gutes Kennzeichen 
für alle anderen Verkehrsteilnehmer darstellt? 

Dr. Seiermanilr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Ich habe zum Ausdruck ge- 
bracht, daß nichts gegen den Gebrauch dieser 
schwarz-gelben Stöcke spricht. Es kann jeder einen 
solchen Stock gebrauchen, wenn er das für richtig 
und zweckmäßig hält. Wir halten es nur nicht für 
richtig, diesen schwarz-gelben Stock in der zustän- 
digen Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung gesetz- 
lich zu verankern mit allen Folgen, die damit ver- 
bunden sind. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Matthes. 

Matthes (SPD): Darf ich Ihre Antwort so ver- 
stehen, daß Sie den jetzigen Text der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung für genügend halten, 
um die Zulässigkeit der Benutzung des schwarz- 
gelben Stocks zum Ausdruck zu bringen? 

Dr, Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Jawohl. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Frage XII/3 des 
Herrn Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach): 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, durch Modifizierungen 
des deutschen Tarifrechts beim grenzüberschreitenden Verkehr, 
insbesondere mit den Niederlanden und der Schweiz, dem Ver- 
^ ' fall des Frachtniveaus wirksam zu begegnen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr, Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Im grenzüberschreitenden 
Güterverkehr auf der Straße, auf den sich Ihre 
Frage, Herr Abgeordneter, wohl bezieht, ist ein 
Verfall des Frachtniveaus nicht zu beobachten. Die 
Wettbewerbssituation der deutschen Transport- 
unternehmer wird zwar durch erhebliche steuerliche 
Wettbewerbsvorteile ausländischer Unternehmer 
weiter beeinträchtigt. Doch war in den Nachbar- 
ländern, insbesondere auch in den Niederlanden 
und in der Schweiz, in den letzten Jahren ein noch 
stärkerer Preis- und Kostenanstieg als in der Bun- 
desrepublik festzustellen, der die Vorteile aus- 
ländischer Unternehmer bei den übrigen Kosten- 
faktoren, z. B. den Lohnkosten, entsprechend ver- 
ringerte und einen langsam steigenden Trend des 
Frachtniveaus auslöste. 

Die Bundesregierung hält die Bestimmungen des 
Güterkraftverkehrsgesetzes zur Sicherung der 
Tarif einhaltung im grenzüberschreitenden Straßen- 
güterverkehr, insbesondere auch die Überwachung 
dieses Verkehrs durch die Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr, für wirksam und ausreichend. 
Sie sieht für weitergehende Regelungen im Rahmen 
des nationalen Rechts keine Möglichkeiten. Sie 
bleibt aber um den Abschluß bilateraler Tarif- 
abkommen weiterhin bemüht, um damit zu einer 
gleichen Ausgangsposition im Wettbewerb beizu- 
tragen. 


Vizepräsident Dr. Dehier: Eine Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, ist Ihnen bekannt, daß durch Ab- 
sprachen, die nicht unser nationales Recht betref- 
fen, der deutsche Anteil am grenzüberschreitenden 
Güterverkehr immer mehr — 'schon fast vollständig 
— aus dem Geschäft des Straßengüterverkehrs zwi- 
schen der Schweiz und Holland ausgeschaltet wird? 

Dr. Seiermannr Staatssekretär im 'Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Es sind Verschiebungen im 
Anteilsverhältnis festzustellen. Das ist unzweifel- 
haft. Aber wir sind nicht der Auffassung, daß man 
hier von einem Verfall des Frachtniveaus sprechen 
kann, zu dem Sie eine Auskunft der Bundesregie- 
rung erbeten haben. 

Vizepräsident Dr. Dehier: Eine weitere Frage, 

Herr Abgeordneter Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Sind Sie 
nicht der Meinung, Herr Staatssekretär, daß die 
Beobachtung einer solchen Verschiebung im Beför- 
derungsaufkommen deutscher Unternehmen zu 
ernsthaften Überlegungen Anlaß gäbe, um dieser 
Entwicklung zu begegnen? 

Dr. Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Wir werden die Entwicklung 
verfolgen. Ob sich die Möglichkeit und die Notwen- ^ 
digkeit zu besonderen Maßnahmen ergibt, wird 
man dann erst feststellen können. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Frage XII/4 des 
Herrn Abgeordneten Schlager: 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß bald- 
möglichst am neu eröffneten Zönengrenzübergang Saale-Brücke 
bei Rudolphstein eine leistungsfähige Autobahn-Raststätte in 
Betrieb genommen wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Die Bundesregierung hat 
rechtzeitig dafür gesorgt, daß am Tage der Eröff- 
nung des Zonengrenzüberganges an der Saale- 
brücke bei Rudolphstein für die Autobahnbenutzer 
eine leistungsfähige Tank- und Rastanlage zur Ver- 
fügung stand. Es sind je eine Tankstelle auf bei- 
den Seiten der Autobahn und eine Raststätte auf 
der Westseite vorhanden. Die Raststätte kann von 
der Gegenfahrbahn über eine Brücke erreicht wer- 
den; sie soll später durch ein Brücken-Restaurant 
über der Autobahn ersetzt werden. Da die Fertig- 
stellung dieser Raststätte einige Zeit dauern wird, 
soll zwischenzeitlich auch auf der Ostseite der 
Autobahn eine Raststätte in Fertigteilbauweise er- 
richtet werden. Mit ihrer Inbetriebnahme ist noch 
in diesem Frühjahr zu rechnen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abeordneter Schlager. 
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Schlager (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
Sie mit mir der Auffassung, daß diese Raststätten 
die zusätzliche Aufgabe haben, zugleich Schaufen- 
ster für die Bundesrepublik zu sein, und daß diese 
Raststätten daher auch in jeder Hinsicht, was Sau- 
berkeit, Bedienung, Qualität der Speisen und Ge- 
tränke anbelangt. Vorbildliches werden leisten 
müssen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Wir stellen diese Anforderun- 
gen an sich an alle Autobahnraststätten. 

(Abg. Schlager: Aber hier ganz besonders?) 

— Selbstverständlich ganz besonders auch hier. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich rufe die Fragen 
XII/5, XII/6 und XII/7 des Herrn Abgeordneten 
Eisenmann auf, die von Herrn Abgeordneten Ramms 
übernommen werden: 

Wie hoch ist der Anteil des privaten Kraftfahrzeughandwerks 
an den vorgeschriebenen regelmäßigen Untersudiungen der 
Automobile im Vergleich zum Technischen Uberwachungsverein? 

Sind auch die in Frage XII/5 erwähnten privaten Werkstätten 
an die vom Bundesverkehrsministerium festgesetzten TUV- 
Gebühren gebunden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Kraft- 
fahrzeughandwerk mehr als bisher in die gesetzlich vorgeschrie- 
benen Untersuchungen der Kraftfahrzeuge mit einzubeziehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermannr Staatssekretär im Bundesmiui- 
sterium für Verkehr: Ich bitte damit einverstanden 
zu sein, Herr Präsident, daß ich die drei Fragen 
^ gemeinsam beantworte. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ja, bitte. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Der Anteil des privaten Kraft- 
fahrzeughandwerks an den vorgeschriebenen regel- 
mäßigen Untersuchungen der Kraftfahrzeuge und 

Anhänger ist nicht ermittelt. Geht man aber von der 
Zahl der gegenwärtig anerkannten Werkstätten 
aus — sie beträgt rund 9300 im Bundesgebiet — , so 
dürfte ein Anteil der Werkstätten an den regel- 
mäßigen Untersuchungen von schätzungsweise 10®/o 
den wirklichen Verhältnissen nahekommen. Dieser 
Anteil kann aber örtlich wesentlich höher sein. An 
den für bestimmte Fahrzeugarten zusätzlich vorge- 
schriebenen Zwischenuntersuchungen und Bremsen- 
sonderuntersuchungen sind die Prüfstellen der Tech- 
nischen überwachungs vereine und der Technischen 
Überwachungsämter nicht beteiligt. Diese in kür- 
zeren Zeitabständen durchzuführenden Untersuchun- 
gen obliegen neben den Fahrzeug- und Bremsen- 
herstellern sowie einigen sogenannten Eigenüber- 
wachern ausschließlich den privaten Werkstätten. 

Die Gebühren nach Art. II der Gebührenordnung 
für Maßnahmen im Straßenverkehr gelten nur für 
die Tätigkeit der amtlich anerkannten Sachverstän- 
digen und Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr. Die 
privaten Werkstätten sind daran nicht gebunden. 

Das Kraftfahrzeughandwerk ist — um das all- 
gemein zu sagen — bei der technischen Über- 
wachung der Kraftfahrzeuge weitgehend eingeschal- 


tet, was in anderen Sparten, z. B. bei der Prüfung ^ ^ 
der Druckgasgefäße, der Lastenaufzüge usw., nicht 
der Fall ist. Für jede Werkstatt besteht bei Erfül- 
lung der entsprechenden Voraussetzungen die Mög- 
lichkeit, eine Anerkennung zu erlangen und diese 
durch Eigeninitiative weitgehend auszunutzen. Dar- 
über hinaus sieht die Bundesrepublik keine Mög- 
lichkeit, das Kraftfahrzeughandwerk in die tech- 
nische Kraftfahrzeugüberwachung einzuschalten. 

(Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Darf ich um etwas 
Ruhe bitten. Ich verstehe den Herrn Staatssekretär 
bei dieser Geräuschkulisse nicht. — Herr Abgeord- 
neter Ramms, haben Sie eine Zusatzfrage? — Nein. 

Ich rufe die Fragen XII/8, XII/9 und XII/10 des 
Herrn Abgeordneten Schmidhuber auf: 

Trifft die in einer Sendung des Zweiten Deutschen Fernsehens 
vom 3. Januar 1967 (Bilanz) aufgestellte Behauptung zu, daß die 
Beförderung von Bierflaschen in Kisten, die dem Abnehmer 
(Brauerei) gehören, durch eine Glashütte im Werkverkehr gemäß 
§ 48 des Güterkraftverkehrsgesetzes nicht zulässig ist? 

Bei Bejahung der Frage XII/8: Hält die Bundesregierung dieses 
Ergebnis unter wirtschafts- und verkehrspolitischen Gesichts- 
punkten für vertretbar? 

Welche Möglidikeiten sieht die Bundesregierung, um derartige 
in Frage XII/8 erwähnte Härtefälle zu vermeiden? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant- 
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Leber vom 18. Januar 1967 lautet: 

Die von Ihnen gestellten Fragen betreffen die Abgrenzung 
zwischen Werkverkehr und genehmigungspflichtigem gewerb- 
lichem Güterkraftverkehr. Nach § 8 des Güterkraftverkehrsge- 
setzes entscheiden die Behörden der Länder darüber, ob eine 
Beförderung genehmigungspflichtig ist. Entsprechendes gilt für (D) 
den Nahverkehr. Um ein einheitliches Vorgehen der Lander und 
der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr sicherzustellen, soll 
die Angelegenheit auf der am 25. /26. Januar 1967 unter Vorsitz 
des Bundesveikehrsministeriums stattfindenden Besprechung der 
Länderreferenten für den Güterkraftverkehr unter Beteiligung 
der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr erörtert werden. 
Danach werde ich Ihnen unverzüglich antworten. 

Ich rufe die Frage XII/11 des Herrn Abgeordneten 
Ramms auf: 

Wann gedenkt die Bundesregierung Vorschläge zur Verein- 
heitlichung des Bahnbus- und Postbusverkehrs vorzulegen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Die Bundesregierung hat die 
Deutsche Revisions- und Treuhand AG beauftragt, 
sich gutachtlich zu der Frage zu äußern, welche Mög- 
lichkeiten zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
im Omnibusbetrieb der Bundespost und der Bundes- 
bahn bestehen. Insbesondere sollen dabei auch die 
Auswirkungen einer teilweisen oder gänzlichen Zu- 
sammenlegung der jetzt getrennt geführten Omni- 
busdienste untersucht werden. Notwendige Maßnah- 
men sollen nach dem Vorliegen des Gutachtens ein- 
geleitet werden. Der für die Fertigstellung des Gut- 
achtens vorgesehene Termin, nämlich Anfang April 
dieses Jahres, kann sich nach einer Mitteilung, die 
in diesen Tagen von der Treuarbeit eingegangen ist, 
verzögern, weil die notwendigen Ermittlungen, wie 
sich jetzt herausgestellt hat, sehr schwierig und dif- 
ferenziert sind. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ramms. 



3992 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 86. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. Januar 1967 


(•^) Ramms (FDP): Werden bei Erstellung dieses 
Gutachtens auch die Belange des privaten Beförde- 
rungsgewerbes berücksichtigt? 

Dr« Seiermanilr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr; Ja, die werden berücksichtigt. 

Vizepräsident Dn Dehler: Ich rufe die Fragen 
XII/12, XII/13 und XII/ 14 des Herrn Abgeordneten 
Faller auf: 

Trifft es zu, daß der Straßengüterverkehr mit der Schweiz hin- 
siditlidi des deutschen Anteils an der beförderten Tonnage rück- 
läufig ist? 

Treffen Meldungen zu, wonach eine Note des Eidgenössischen 
Politischen Departements in Bern an das Auswärtige Amt in Bonn 
wegen eines Staatsvertrages über den Straßengüterverkehr bis- 
her noch nicht beantwortet ist? 

Ist es richtig, daß die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
an ihren Kontrollstationen an der deutsch-sdiweizerischen Grenze 
bei einfahrenden Schweizer Lastzügen besonders häufig Über- 
ladungen feststellt? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant- 
wortung einverstanden erklärt. Die Anwort des 
Bundesministers Leber vom 18. Januar 1967 lautet: 

Zu XII. 12 

Der deutsche Anteil an der zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweiz beförderten Tonnage hat sich seit 
1955 wie folgt entwickelt: 


1955 

34,7 Vo 

1956 

35,9 o/o 

1957 

38,8 o/o 

1958 

36,4 o/o 

1959 

35,3 o/o 

1960 

34,4 o/o 

1961 

37,0 o/o 

1962 

36,9 o/o 

1963 

38,3 o/o 

1964 

35,5 o/o 

1965 

36,3 o/o 


Für .1966 liegen noch keine vollständigen Zahlen vor. Nach 
einem leichten Abfall im 1. Halbjahr 1966 auf 33,1 % steigt der 
deutsche Anteil nach den bisherigen Aufzeichnungen wieder 
leicht an. 

Zu XII. 13 

Das Eidgenössische Politische Departement in Bern hat in 
einer Note an das Auswärtige Amt vorgeschlagen, an Stelle 
des zwischen den beiderseitigen Verkehrsressorts abgeschlos- 
senen Verwaltungsabkommens über den grenzüberschreitenden 
Straßengüterverkehr einen förmlichen Staatsvertrag abzuschlie- 
ßen. Die deutsche Seite hat der schweizerischen Seite vorge- 
schlagen, über diese Frage und über gewisse deutsche Wünsche 
zur Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen der deutschen 
und der schweizerischen Transportunternehmen zu verhandeln. 
Eine Antwort der schweizerischen Seite steht noch aus. 

Zu XII. 14 

Es ist nicht richtig, daß die Bundesanstalt für den Güterfern- 
verkehr bei einfahrenden Schweizer Lastzügen besonders häufig 
Überladungen festgestellt hat. Eine Sonderkontrolle an den Süd- 
westgrenzen der Bundesrepublik Deutschland im Oktober 1966 
hat vielmehr ergeben, daß die Zahl der Überladungen der 
Schw-eizer Lastzüge geringer war als z. B. bei anderen auslän- 
dischen oder auch deutschen Lastzügen. 

Ich rufe die Frage XII/15 des Herrn Abgeordneten 
Ramms auf: 

Wie hat sich die Unfallhäufigkeit an Zebrastreifen seit Juni 
1964 entwickelt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermanilr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr; Eine exakte Zählung der Fuß- 
gängerunfälle, die sich ausschließlich auf Zebrastrei- 
fen ereignet haben, liegt bis jetzt nicht vor. Es ist 
daher nicht möglich, die Auswirkungen der Zebra- 
streifen-Verordnung aus dem Jahre 1964 aus der 
Bundesstatistik abzulesen. 


Auf Wunsch meines Ministeriums haben die Bun- 
desländer aber diese Angaben im Laufe des Jahres 
1965 in die Unfallanzeige der Polizei aufgenommen, 
so daß das Statistische Bundesamt in der Lage ist, 
für das Jahr 1966 eine Sonderaufbereitung über alle 
Arten von Fußgängerunfällen — auch der Unfälle 
auf Zebrastreifen — durchzuführen, deren Ergeb- 
nisse Ende dieses Jahres, also Ende 1967, vorliegen 
werden. 

Die Entwicklung der Fußgängerunfälle insgesamt, 
in denen die Unfälle der Fußgänger auf Zebrastrei- 
fen unter anderen mit enthalten sind, zeigt folgendes 
Bild: Nachdem sich die Neuregelung der Zebrastrei- 
fen-Verordnung eingespielt hatte, konnte in den 
Monaten Juli bis September 1964 ein deutlicher 
Rückgang der tödlichen Fußgängerunfälle in den 
Städten und Gemeinden festgestellt werden. Es wur- 
den 54 Personen weniger getötet und 607 Personen 
wenger verletzt als im gleichen Zeitraum des Jahres 
vor dem Inkrafttreten der Verordnung. Im Jahre 1965 
wurden 4,5 ®/o weniger Fußgänger getötet als im 
Jahre 1964. 

Vizepräsident Dn Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ramms. 

Ramms (FDP): Es werden demnach keine Über- 
legungen angestellt, die Bevorrechtigung des Fuß- 
gängers an Zebrastreifen wieder aufzuheben oder 
aber die Zebrastreifen zu beampeln? 

Dn Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- (D) 
sterium für Verkehr: Nein, es werden keine Über- 
legungen angestellt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich rufe dann die 
Frage XII/ 16 des Herrn Abgeordneten Ramms, die 
mit der eben beantworteten Frage in Zusammenhang 
steht, auf: 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus dem 
Bericht von Prof. Herwig (Braunschweig) über das „Fehlverhalten 
von Kraftfahrern und Fußgängern an Zebrastreifen“ zu ziehen? 

Dr. Seiermanilr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Der Bericht von Herrn Pro- 
fessor Herwig ist eine wertvolle verkehrs-psycho- 
logische Untersuchung. Er bringt aber zu der von 
Ihnen, Herr ' Abgeordneter, aufgeworfenen Frage 
keine wesentlich neuen Erkenntnisse. Die eigens 
zum Schutz der Fußgänger auf Zebrastreifen erlas- 
sene Verordnung vom 30. 4. 1964 enthält nach Auf- 
fassung der Bundesregierung die notwendigen Re- 
gelungen. Sie entsprechen den Grundsätzen für die 
Vereinheitlichung der Straßenverkehrsregeln im 
Rahmen der Europäischen Konferenz der Verkehrs- 
minister. Sie sind im Zuge der Arbeiten an der 
neuen Straßenverkehrs-Ordnung in enger Fühlung- 
nahme mit den Landesregierungen erneut überprüft 
worden und sind im großen und ganzen unverändert 
in den Entwurf der neuen Straßenverkehrs-Ordnung 
aufgenommen. Ein absolutes Überholverbot an Fuß- 
gängerüberwegen kann nicht erwogen werden, weil 
es bei vielen Verkehrssituationen entbehrlich ist, 
den Verkehrsfluß unnötigerweise hemmt und besor- 
gen läßt, daß die Kraftfahrer die Bestimmung insge- 
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samt als überflüssig ansehen und sie gerade dann 
nicht beachten, wenn es not tut. Die in den CEMT- 
Regeln der Europäischen Verkehrsministerkonferenz 
empfohlene bessere Kennzeichnung der Fußgänger- 
überwege wurde im Vorgriff auf die neue Straßen- 
verkehrs-Ordnung bereits eingeführt. 

Vizepräsideitt Dr« Dehler: Keine Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage XII/ 17 des Herrn Abge- 
ordneten Bühler auf; 

Wieweit sind die Verhandlungen zwischen den zuständigen 
stellen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Bundes- 
republik Deutschland über den Bau der „zollfreien Straße" Weil 
am Rhein — Lörrach gediehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr« Seiermaniir Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr; Nach einer mir jetzt vorlie- 
genden Stellungnahme der Auftragsverwaltung des 
Landes Baden-Württemberg konnte über den Bau 
der „zollfreien Straße" zwischen Lörrach und Weil 
mit den beteiligten schweizerischen Dienststellen in 
technischer Hinsicht grundsätzliches Einverständnis 
erzielt werden. Auch besteht Einmütigkeit in der 
Auffassung, daß als Rechtsgrundlage für die Durch- 
führung des Bauvorhabens der im Jahre 1852 zwi- 
schen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
dem Großherzogtum Baden abgeschlossene Staats- 
vertrag nach wie vor maßgebend ist. Allerdings be- 
darf es noch des Abschlusses eines ergänzenden 
Vertrages, durch den die Einzelheiten der Planung 
und der Bauausführung geregelt werden und der 
(B) auch die rechtlichen Beziehungen zwischen den Be- 
teiligten einer abschließenden Klärung zuführt. Die 
erforderlichen Verhandlungen für diesen Vertrag 
sind im Gange. 

Vizepräsident Dr« Dehler: Ich rufe die Frage 
XII/18 des Herrn Abgeordneten Schmidt (Kempten) 
auf: 

In welcher Relation stehen die mit der geplanten Auflösung 
der Bundesbahndirektion Augsburg anfallenden Kosten zu den 
dadurch notwendig werdenden Kosten für die Erweiterung bzw. 
Neuerrichtung der Bundesbahndirektion München? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr« Seiermaniir Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr; Herr Präsident, darf ich die 
drei Fragen des Abgeordneten Schmidt (Kempten) 
mit seinem Einverständnis zusammen beantworten? 

Vizepräsident Dr« Dehler: Einverstanden. 
Dann rufe ich noch die Fragen XII/19 und XII/20 auf: 

Welche personellen und sonstigen Einsparungen sind auf Zeit 
bei der geplanten Auflösung bei der Bundesbahndirektion Augs- 
burg für den Haushalt der Deutschen Bundesbahn unter Berück- 
sichtigung der Mehrkosten bei der Bundesbahndirektion München 
zu erwarten? 

Welche organisatorischen und rationellen Verbesserungen für 
die Verkehrsbedienung des Raumes der Bundesbahndirektion 
Augsburg sind im Zusammenhang mit der geplanten Auflösung 
für diesen Raum zu erwarten? 

Dr« Seiermann^ Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, wie ich 
bereits in meiner Antwort auf die Fragen des Herrn 
Abgeordneten Ramms ausgeführt habe, 


Vizepräsident Dr« Dehler: Meine Herren, ich (C) 
wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie mir nicht den 
Rücken zukehren würden. Darf ich meine Bitte wie- 
derholen. Es entspricht nicht der Würde des Hauses, 
daß Abgeordnete dem Präsidium den Rücken zu- 
kehren. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr« Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr; Dem Bundesminister für Ver- 
kehr liegen Anträge auf Auflösung von Bundesbahn- 
direktionen noch nicht vor. Es handelt sich vorerst 
nur um* Vorschläge einer vom Vorstand der Deut- 
schen Bundesbahn eingesetzten Organisationskom- 
mission. Erst nach Fertigstellung eines „Rahmen- 
plans für den Vollzug", in dem u. a. auch die Kosten 
un(^ Ersparnisse ermittelt und gegenübergestellt 
werden sollen, die durch die Neugliederung entste- 
hen, wird der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
beschließen, ob und für welche Bundesbahndirek- 
tionen Anträge auf Auflösung gestellt werden sol- 
len. Da diese Untersuchungen und die damit ver- 
bundene Aufstellung von Wirtschafts- und Sozial- 
plänen durch die Deutsche Bundesbahn noch im 
Gange sind, kann zur Kostenfrage heute noch nichts 
gesagt werden. 

Die Güte der Verkehrsbedienung für die Bevölke- 
rung und für die Wirtschaft wird durch eine etwaige 
Umorganisation oder Sitzverlegung einer Verwal- 
tung nicht beeinflußt werden. Im übrigen wird die 
Organisationskommission bei der Aufstellung des 
Vollzugsplanes hierauf noch besonders achten und 
möglichst versuchen, die Pflege der Kundenbezie- 
hungen auszubauen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schmidt. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Staatssekretär, 
muß ich aus Ihrer Antwort entnehmen, daß man 
keinerlei Kostenüberlegungen angestellt hat? Oder 
ist es so, daß Kostenaufstellungen, die Vorlagen, vor- 
läufig nicht zur Kenntnis genommen wurden? 

Dr« Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Man hat natürlich von vorn- 
herein Überlegungen angestellt und ist von der Mei- 
nung ausgegangen, daß auf diese Weise möglicher- 
weise erhebliche Kosten eingespart werden könnten. 

Vizepräsident Dr« Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Staatssekretär, 
entsprechen Pressemeldungen den Tatsachen, daß 
diese vorgesehenen Auflösungen mehrere hundert 
Millionen kosten werden und daß darüber hinaus 
beispielsweise für Augsburg bereits 30 bis 35 Mil- 
lionen als Mindestkosten genannt worden sind? 

Dr« Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich glaube 
mich zu erinnern, daß eine Anfrage dieser Art be- 
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reits vor einigen Wochen in diesem Hause gestellt 
und von dem damaligen Minister eingehend beant- 
wortet worden ist. Es war damals die Rede von 
500 Millionen DM zusätzlichen Kosten. Diese An- 
gabe — nach meiner Erinnerung — konnte durch 
den Herrn Minister seinerzeit eindeutig aus dem 
Wege geräumt werden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Schmidt. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Staatssekretär, 
ist dieses Aus-dem-Wege-Räumen dadurch entstan- 
den, daß man das dem Logemann-Gutachten entge- 
genstehende Kalb-Gutachten, das keine rationellen 
Erfolge bei den Auflösungen feststellt, verworfen 
bzw. der Öffentlichkeit nicht zugänglich gemacht 
hat? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, Sie spre- 
chen von einem sogenannten Kalb-Gutachten. Das 
ist mir und meinem Hause gar nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie dann bitten, zu veranlassen, daß dieses 
Kalb-Gutachten, das immerhin in der Öffentlich- 
keit bekannt ist, Ihrem Hause bekannt wird und 
der Öffentlichkeit generell noch einmal von Ihrem 
(B) Hause zur Kenntnis gebracht wird? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
'Sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich werde 
dieser Frage nachgehen. Es könnte sein, daß es sich 
um eine innerdienstliche Arbeit der Deutschen Bun- 
desbahn handelt, die, wie so viele Arbeiten dieser 
Art, auf unkontrollierten Kanälen in die Öffent- 
lichkeit gelangt ist. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Schmidt. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Staatssekretär, 
wird man bei den weiteren Überlegungen mit ein- 
beziehen, daß es sogenannte optimal überschau- 
bare Größen gibt, die nach allgemeinen Gutachten 
von früher bei 30 000 bis 35 000 Beschäftigten lie- 
gen und daß darüber hinaus kein Rationalisierungs- 
effekt mehr zu erwarten ist? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Ich weiß nicht, worauf sich 
diese optimalen Personalgrößen beziehen, ob sie 
sich auf die Deutsche Bundesbahn beziehen oder ob 
sie sich auf Produktions- oder Handelsbetriebe be- 
ziehen. Mir ist von einer optimalen Betriebsgröße 
von 30 000 auf dem Sektor Bundesbahn nichts be- 
kannt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Die letzte Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Schmidt. 


Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Staatssekretär, 
sind im Zusammenhang mit den — zunächst einmal 

— Überlegungen bezüglich Auflösungen bereits Ver- 
handlungen im Falle Augsburg mit der Bayerischen 
Staatsregierung geführt worden, und welche Äuße- 
rungen sind von dort erfolgt? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Es sind keine Verhandlungen 
geführt worden. Es sind aber auf unseren Wunsch 
durch den Vorstand der Deutschen Bundesbahn die 
Chefs der beteiligten Länderregierungen über den 
Stand der Untersuchungen unterrichtet worden. . 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Mengelkamp. 

(Unruhe.) 

— Meine Damen und Herren, darf ich bitten, zu- 
zuhören. 

Mengelkamp (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, darauf hinzuwirken, daß bei freiwer- 
denden Bundesbahndirektionen diese nur interimi- 
stisch besetzt werden, bis die endgültige Schließung 
der Direktionen bekannt ist? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Erwägungen in diesem Sinne 
sind bereits angestellt worden. Ich möchte anneh- 
men, daß Sie bestimmte Fälle im Auge haben, wo 
anscheinend 

(Abg. Mengelkamp: Wo Neubesetzungen 
vorgesehen sind!) 

gegen diesen Grundsatz verstoßen wurde. Aber der 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat geglaubt, 
in solchen Fällen, in denen mit der Schließung von 
Direktionen mit Bestimmtheit erst in einigen Jahren 
zu rechnen ist, solche Personalentscheidungen noch 
treffen zu können. 

Ich bin aber gerne bereit, Herr Abgeordneter, mit 
Ihnen auch noch im einzelnen darüber zu sprechen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. Wir sind damit am Ende der 
Fragestunde. 

Die Fragen des Herrn Abgeordneten Hörmann 
(Freiburg) XIV/1, XIV/2 und XIV/3 aus dem Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für wissenschaft- 
liche Forschung: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von Prof. Dr. Arnold 
Bergstraesser gegründete Forschungsstelle für Weltzivilisation in 
Freiburg, die gleichzeitig Leitstelle des Freiburger Ringes für 
sozial- und kulturwissenschaftlidie Dokumentation über Entwick- 
lungsländer ist, zum Jahresbeginn 1967 wegen anscheinend un- 
überwindbarer finanzieller Schwierigkeiten ihre Tätigkeit ein- 
stcllen mußte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in Frage XIV/1 ge- 
nannte Forschungsstelle für Weltzivilisation internationale An- 
erkennung gefunden hat, namentlich wegen ihrer hervorragen- 
den Dokumentationsarbeit? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, eine Weiterarbeit 
der in Frage XIV/1 genannten Forschungsstelle doch noch sicher- 
zustellen? 

werden mit seinem Einverständnis schriftlich beant- 
wortet. Die Antwort des Staatssekretärs Dr. von 
Heppe vom 20. Januar 1967 lautet: 
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Zu XIV 1: 

Die Leitstelle des Freiburger Ringes für sozial- und kultur- 
■wissenschaftlidie Entwicklungsländer-Dokumentation ist aus Mit- 
teln des Instituts für Dokumentationswesen (Frankfurt am Main) 
gefördert worden, um unter Anwendung moderner Methoden 
eine thematisch weit angelegte, sich auf Entwicklungsländer be- 
ziehende kultur- und sozialwissenschaftliche Dokumentation über 
einen längeren Zeitraum zu erproben. Die Ergebnisse dieses 
Vorhabens liegen vor. Die Finanzierung wurde mit Ablauf des 
Rechnungsjahres 1966 eingestellt. 

Zu XIV 2: 

Es ist bekannt, daß ausländische Dokumentationsstellen Inter- 
esse am Austausch des Freiburger Informationsmaterials gezeigt 
haben. 

Zu XIV 3; 

Das konkrete Freiburger Forschungsprojekt wird als abge- 
schlossen betrachtet. Die für die Koordinierung der Entwick- 
lungsländer-Dokumentation zuständige Deutsche Stiftung für Ent- 
wicklungsländer (DSE), Bonn, wird in Kürze zusammen mit dem 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, dem In- 
stitut für Dokumentationswesen, Frankfurt am Main, und den 
Leitern der Entwicklungsländer-Dokumentation über die Aus- 
wertung der in Freiburg gewonnenen Ergebnisse und entwickel- 
ten Methoden sowie über die weitere Verwendung der erarbei- 
teten Informationsunterlagen beraten. 

Die Fragen des Herrn Abgeordneten Dorn zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 
— Drucksache V/1292 — sind zurückgezogen. 

Die Fragen II/l und II/2 des Herrn Abgeordneten 
Matthöf er aus der Drucksache V/1292 zum Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Wirtschaft: 

Ist folgende Feststellung des ersten Präsidenten des Statisti- 
schen Bundesamtes, Dr. Gerhard Fürst, in der Zeitschrift „Der 
Volkswirt" vom 23. Dezember 1966 zutreffend; 

,Für die Industrie ist einmal im Jahre 1954 die Zusammen- 
setzung der eingekauften Waren erfaßt worden. Mit diesen „Ge- 
wichten" muß im Grunde noch heute gearbeitet werden, da alle 
Versudie, auch die der EWG, den Warenfluß — also den „Input" 
— besser zu durchleuchten, bisher am Widerstand der Bundes- 
regierung gescheitert sind. Damit ist es zum Beispiel auch un- 
möglich, die sich rechnerisch ergebende Wirkung der Verände- 
(ßj rung von Vorleistungspreisen (Rohstoffe, aber auch Post- und 

Bahntarife) auf die Verkaufspreise zu überprüfen.' 

Bei Bejahung der Frage II/l, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um endlich zu den für eine bessere Beurteilung des 
realen Wirtschaftswachstums erforderlichen Input-Statistiken zu 
kommen? 

werden schriftlich beantwortet. Die Antwort des 
Bundesministers Dr. Schiller vom 20. Januar 1967 
lautet: 

Gestatten Sie, daß ich beide Fragen zusammen beantworte. Es 
würde den Charakter der Fragestunde sprengen, wenn ich im 
einzelnen auf die von Ihnen zitierten Feststellungen von Präsi- 
dent a. D. Fürst einginge. Die Bundesregierung ist im Interesse 
einer besseren Beurteilung der Sozialproduktsentwicklung und der 
Marktverflechtungen zwischen den großen Wirtschaftsbereichen 
grundsätzlich bereit, die Voraussetzungen für Input-output- 
Statistiken in der Bundesrepublik zu schaffen und auch an ent- 
sprechenden EWG-Rechnungen mitzuwirken. Dies setzt allerdings 
eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den befragten 
Unternehmen und der amtlichen Statistik voraus und erfordert 
wegen der erheblichen zusätzlichen Kosten noch eingehende Be- 
ratungen zwischen den Organen des Bundes und mit den 
Ländern. 

Die Fragen des Herrn Abgeordneten Kohlberger 
aus der Drucksache V/1292 zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für das Post- und Fernmelde- 
wesen: 

Trifft die Zeituiigsmeldung der Augsburger Allgemeinen vom 
13. Januar 1967 zu, daß die Fernsprechteilnehmer der Randge- 
meinden der Stadt Augsburg aus dem Ortsnetz ausgegliedert 
werden sollen? 

Bei Bejahung der Frage IV/1, wie wird die Auswahl dieser 
Gemeinden vorgenommen? 

Welche Kilometerentfernung wird üblicherweise zwischen Stadt- 
und Randgemeinden für Stadtgesprächsgebühren bis jetzt ausge- 
setzt? 

werden schriftlich beantwortet. Die Antwort liegt 
noch nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungs- 
bericht abgedruckt. 


(Q 

Die übrigen nicht erledigten Fragen werden 
schriftlich beantwortet, soweit sie nicht zurückgezo- 
gen sind. 

Ich rufe den nächsten Punkt der Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Sammelübersicht 13 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
zu Petitionen und systematische Übersicht 
über die beim Deutschen Bundestag in der 
Zeit vom 18. Oktober 1965 bis 31. Dezember 
1966 eingegangenen Petitionen 

— Drucksache V/1270 — 

Das Wort zur Berichterstattung wird nicht ge- 
wünscht. — Eine Aussprache wird nicht begehrt. Es 
liegt der Antrag des Ausschusses auf Druck- 
sache V/1270 vor, der Bundestag wolle beschließen, 
die in der Sammelübersicht enthaltenen Anträge zu 
Petitionen anzunehmen. Darf ich das Einverständ- 
nis des Hauses mit diesem Antrag annehmen? — 

Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zum nächsten Punkt der Tagesord- 
nung: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. h. c. Kiesingefr Bundeskanzler: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Fast 14 Stunden 
lang haben wir gestern im Kreise des Kabinetts 
über den Ausgleich des Bundeshaushalts 1967 be- ' ' 
raten. Wir haben schließlich um Mitternacht unser 
Ziel erreicht, die gewaltige Deckungslücke in Höhe 
von rund 3,6 Milliarden DM auszugleichen. Dies ist 
ein beträchtlicher Erfolg, und er rechtfertigt es, daß 
ich dem Hohen Hause auf seine Bitte zum zweiten- 
mal in dieser Woche über unsere Arbeit berichte.! 

Wir alle haben in den vergangenen Wochen und 
Monaten die Deckungslücke des Bundeshaushalts, 
die sich im Blick auf die kommenden Jahre immer 
beängstigender zu vergrößern drohte, als eine 
schwere, kaum noch tragbare Bürde empfunden. Ein 
scharfer, wohl durchdachter chirurgischer Eingriff 
war notwendig, um zu verhindern, daß diese finan- 
ziellen Metastasen unseren Staat in immer größere 
Schwierigkeiten bringen. Aber nicht nur dies. 

Eine der Ursachen — und es ist die, die uns am 
meisten Sorgen macht — für unser finanzielles Pro- 
blem liegt darin, daß sich die Konjunkturentwick- 
lung in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres 
zunehmend verschlechtert hat. Daraus ergab sich 
eine empfindliche Verminderung der Steuereinnah- 
men, die zusammen mit anderen Faktoren die Haus- 
haltslücke um etwa 900 Millionen DM vergrößerte. 

In welcher Höhe sich daraus Mindereinnahmen 
effektiv für 1967 ergeben, läßt sich zur Zeit noch 
nicht mit voller Genauigkeit feststellen. 

Die Bundesregierung ist in Übereinstimmung mit 
dem Präsidenten der Bundesbank der Meinung, daß 
weitere eventuelle Einnahmeverschlechterungen für 
1967 durch Kreditaufnahmen zur Finanzierung der 
im Bundeshaushalt vorgesehenen Investitionsvor- 



3996 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 86. Sitzung. Bonn, Freitag, den 20. Januar 1967 


Bundeskanzler Dr, h. c. Kiesinger 
^ ^ haben ausgeglichen werden müssen. Die Bundes- 
regierung hat davon abgesehen, einen Ausgleich 
solcher vorauszuschätzender Einnahmeschmälerun- 
gen durch weitere Kürzungen oder Steuererhöhun- 
gen vorzusehen, weil beide Maßnahmen über das 
jetzt erreichte Maß hinaus sich für das von der 
Bundesregierung angestrebte Ziel der Wirtschafts- 
belebung ungünstig auswirken würden. 

Wie Sie wissen, hat die wirtschaftliche Abschwä- 
chung auch zur Folge gehabt, daß die Zahl der Ar- 
beitslosen heute erheblich größer ist als in den 
Vergleichsmonaten der vergangenen Jahre; sie 
nähert sich der Grenze von 600 000. Das war und ist - 
eine ernste Situation, die ebenso ernste und ent- 
schiedene Maßnahmen erfordert. Diese Bundesregie- 
rung ist entschlossen, alle — ich betone: alle — 
ihr zur Verfügung stehenden Mittel anzuwenden, 
um diese Entwicklung zu wenden. Dies war die ge- 
meinsame Überzeugung und der gemeinsame Wille, 
die uns bei unseren vorgestrigen und gestrigen Be- 
ratungen geleitet haben. 

Wir, die wir in dieser Bundesregierung zusammen 
sind, kennen aus eigener Lebenserfahrung die bei- 
den Traumata, die neben der Sorge vor einer inter- 
nationalen Krise unser Volk belasten: das Trauma 
der Inflation und das Trauma der Deflation. Dem- 
entsprechend lautet ja unser wirtschaftspolitisches 
Programm „Stabilität und Wachstum". Es zielt 
darauf ab, beides, sowohl die Inflation als auch die 
Deflation, zu vermeiden und ein stetiges Wachstum 
der Produktivität und damit die Sicherheit der 
pj Arbeit und des Lebensstandards unseres Volkes zu 
gewährleisten. 

Wir haben gestern ein Programm beschlossen, 
das diesem Doppelziel entspricht. Um das weitere 
Wachstum unserer Wirtschaft sicherzustellen, haben 
wir die Vorlage eines Eventualhaushalts beschlos- 
sen, der sofortige erhebliche Investitionen, ins- 
besondere im Bereich von Bundesbahn, Bundespost 
und im Verkehrswesen, vorsieht. Dieser Sonder- 
haushalt soll auf dem Kreditwege finanziert werden, 
und ich kann mitteilen, daß der Präsident der Bun- 
desbank dieses Vorhaben voll unterstützt und dem 
Zentralbankrat empfehlen wird, die notwendigen 
kreditpolitischen Voraussetzungen dafür zu schaf- 
fen, um die Investitionsbereitsdiaft der Unterneh- 
men anzuregen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Regierungs- 
parteien.) 

Wir haben beschlossen, für die Dauer eines Drei- 
vierteljahres zum selben Zweck bei beweglichen 
Wirtschaftsgütern Sonderab Schreibungen in Höhe 
von 10 Vo des Anlagevermögens und bei unbeweg- 
lichen Wirtschaftsgütern in Höhe von 5 Vo zu be- 
willigen. Wir hoffen, daß diese Maßnahmen, die 
durch die Beschlüsse des Zentralbankrats vom 5. 
und 19. Januar 1967 gestützt werden und die, wie 
erwähnt, ergänzt werden sollen, zu einer nach- 
haltigen Belebung der Investitionen in unserer 
Wirtschaft führen werden. 

Die Regierung erwartet von allen, die in unserer 
Wirtschaft über den Einsatz der Mittel zu befinden 
haben, wie von der gesamten Bevölkerung Ver- 


trauen und Mut. Denn nur in einem Klima des Ver- 
trauens und des Mutes können Wohlstand und 
innere Stabilität gesichert werden. Die Regierung 
und, ich bin überzeugt, auch der Bundestag und 
der Bundesrat werden — ich wiederhole es — 
dazu das Ihrige mit unbeirrbarer Entschlossenheit 
beitragen. 

Der Wirtschaftsminister und der Finanzminister 
sind im engen Einvernehmen dabei, dieses Pro- 
gramm einer kontrollierten Expansion zu verwirk- 
lichen. Sie werden die Programmierung des Investi- 
tionshaushalts vorbereiten unter Teilnahme von 
Vertretern der Bundesbank und der beteiligten Res- 
sorts. Sie sind auch die Hauptbeteiligten an der 
konzertierten Aktion, die dazu führen soll, daß 
die Lohn- und Gehaltsbewegungen im Einklang mit 
der Entwicklung unserer wirtschaftlichen Produk- 
tivität bleiben. Denn ein Land wie Deutschland kann 
es sich nicht leisten, daß durch zunehmenden 
Kostendruck die Konkurrenzfähigkeit seiner Wirt- 
schaft auf dem Weltmarkt gefährdet wird. 

(Beifall in der Mitte und bei Abgeordneten 
der SPD.) 

Damit komme ich zum zweiten Teil unseres 
gestrigen Programms, zum Problem der Stabilität. 
Wachstum um jeden Preis würde Inflation bedeu- 
ten, eine ständige Verminderung des Geldwertes 
und damit des Vertrauens in unsere Währung und 
zuletzt in unseren Staat. Um diesem Erosionsprozeß 
entgegenzuwirken, bedurfte es eines Signals, des 
Signals des Willens der Bundesregierung, den Bun- 
deshaushalt in Ordnung zu bringen. Dies war eine 
Herkulesarbeit, die geleistet werden mußte, wenn p) 
dieses Kabinett der Großen Koalition nicht schon 
im ersten Anlauf scheitern sollte. Diese Arbeit 
wurde vom Bundeskabinett im Geiste gesamtver- 
antwortlicher Zusammenarbeit geleistet. Wenn un- 
sere Beratungen gestern bis Mitternacht dauerten, 
so nicht deshalb, weil wir uns — wie ich in einer 
Zeitung gelesen habe — zerstritten hätten — ganz 
im Gegenteil! — , isondern deshalb, weil wir um 
eine gute Gesamtlösung gemeinsam gerungen ha- 
ben und weil wir den Wunsch hatten, alle Gesichts- 
punkte auf das sorgfältigste auszudiskulieren. 

Diese Arbeitsmethode war erfolgreich. Um ein 
Beispiel zu nennen; Die Streichungsansätze sahen 
eine erhebliche Einschränkung der Kriegsopferver- 
sorgung vor. Wir haben nach einer ausführlichen 
Aussprache davon abgesehen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

weil sich herausstellte, daß alle Mitglieder meines 
Kabinetts übereinstimmend der Auffassung waren, 
daß den Betroffenen der beiden Weltkriege dieser 
ohnehin bescheidene Teil des Dankes unseres Vol- 
kes nicht geschmälert werden sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
Abgeordneten der FDP.) 

So gelang es uns schließlich nach harten Bemühun- 
gen und hartem Ringen, diese Summe für 1967 bis 
auf einen Restbetrag von 50 Millionen DM ander- 
weitig auszugleichen. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Sehr 
gut!) 
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Ähnliches gilt für einen weiteren großen Posten, 
die Verminderung der Bundeszuschüsse an die Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und Angestellten und 
der Knappschaft. Das ganze Kabinett hat in der 
Schlußphase unserer Beratungen in der vergange- 
nen Nacht durch Streichungen in den eigenen Res- 
sorts einen Haushaltsausgleich ermöglicht, der die 
vorgesehene Kürzung der Bundeszuschüsse für 1967 
erheblich eingeschränkt hat und dadurch — und 
das ist das Wesentliche — eine Beitragserhöhung 
unnötig machte. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

So ist es unseren gemeinsamen Anstrengungen 
gelungen, daß der Ausgleich des Haushalteis 1967 
ohne weitere Steuererhöhungen möglich wurde. 
Dies ist eine positive Bilanz. Ich bin aber der letzte, 
der bestreiten würde, daß wir unser Ziel nur er- 
reichen konnten, indem wir schmerzhafte Kürzun- 
gen beschlossen, so im Haushalt des Bundesmini- 
sters für Ernährung, bei der militärischen und zivi- 
len Verteidigung, bei der Steigerung der Entwick- 
lungshilfe und durch den Abbau zahlreicher Steuer- 
vergünstigungen, leider auch der Ausbildungshilfe. 
Der Wegfall dieser Ausbildungshilfe bedeutet aber 
keineswegs ein Signal für die Veränderung unserer 
Familienpolitik. Er soll zukünftig wettgemacht wer- 
den im Rahmen einer Reform -des Familienlasten- 
ausgleichs, eingebettet in eine mittelfristige Finanz- 
planung. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
(B) der CDU/CSU.) 

Es war unvermeidlich, daß unsere Haushaltsbera- 
tungen diesmal noch gewisse provisorische Züge auf- 
weisen mußten. Zu groß waren die Probleme, die 
Regierung noch zu jung, als daß alles schon in ein 
völlig geschlossenes Programm hätte eingebettet 
werden können. Wir sind uns dessen bewußt. 


Der Haushaltsplan für 1968 wird bereits in eine 
mittelfristige Finanzplanung systematisch einge- 
schlossen sein. Für diesmal kam es darauf an, die 
konsumtiven Ausgaben des Bundes energisch zu be- 
schneiden und die produktiven Ausgaben des Bundes 
in dem Maße zu erhöhen, wie es für eine Anregung 
der Produktivkräfte unserer Wirtschaft erforderlich 
erschien. Wir wollten dabei alles vermeiden, was 
einerseits eine soziale Ungerechtigkeit bedeutet 
hätte, andererseits aber auch eine restriktive Wir- 
kung auf unsere Konjunkturentwicklung hätte aus- 
üben können. 

Im konsumtiven Bereich haben wir den Bundes- 
haushalt auf das gerade noch Mögliche beschnitten, 
um im Sinne einer sparsamen Haushaltsführung nur 
noch das zu tun, was wirklich wichtig und nötig ist. 
Im produktiven Bereich sind wir bis an die Grenze 
dessen gegangen, was heute notwendig ist, damit 
wir antizyklisch operieren können, ohne in frag- 
würdige Praktiken der Geld- und Kreditschöpfung 
zu verfallen. 

Ich möchte aber keinen Zweifel daran lassen, daß 
wir unser Ziel nur erreichen und unsere Probleme 
nur lösen können, wenn nun auch die Fraktionen 
dieses Hohen Hauses bereit sind, unsere Vorhaben 
zu unterstützen, worum wir Sie herzlich bitten. 

(Anhaltender Beifall bei den Regierungs- 
parteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Haus hat die 
Regierungserklärung entgegengenommen. Eine Aus- 
sprache wird nicht beantragt. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord- 
nung. Ich berufe die nächste Sitzung ein auf Mitt- 
woch, den 25. Januar 1967, 14.30 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung 10.22 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 


Dr. Achenbach * 

20. 1. 

Dr. Aigner 

21. 1. 

Frau Albertz 

20. 1. 

Dr. Apel * 

20. 1. 

Arendt (Wattenscheid) 

20. 1. 

Dr. Arndt (Berlin) 

20. 1. 

Dr. Arndt (Berlin/Köln) 

20. 1. 

Dr. Arnold 

20. 1. 

Dr. Artzinger * 

20. 1. 

Bals 

20. 1. 

Bauer (Wasserburg) 

20. 1. 

Dr. Birrenbach 

20. L 

Blachstein 

18. 2. 

Blank 

21. 1. 

Brück (Holz) 

21. 1. 

Bühling 

20. 1. 

Busse (Herford) 

20. 1. 

Gramer 

21. 1. 

Dr. Dahlgrün 

3. 2. 

van Delden 

20. 1. 

Deringer 

20. 1. 

Dichgans * 

20. 1. 

Dr. Dittrich * 

20. 1. 

Dr. Eckhardt 

20. 1. 

Eisenmann 

20. 1, 

Frau Dr. Elsner * 

20. 1. 

Enk 

20. 1. 

Erler 

31. 1. 

Dr. Frede 

31. 1. 

Dr. Freiwald 

20. 1. 

Dr. Friedrichs 

20. 1. 

Frieler 

4. 2. 

Gewandt 

20. 1. 

Dr. Götz 

3.2. 

Haage (München) 

20. 1. 

Haar (Stuttgart) 

20. 1. 

Dr. Haas 

20. 1. 

Hahn (Bielefeld) * 

20. 1. 

Hansing 

20, 1, 

Illerhaus * 

20. 1. 

Kiep 

25. 1. 

Klinker * 

20. 1. 

Könen (Düsseldorf) 

21. 1, 

Frau Korspeter 

20. 1. 

Kriedemann * 

20. 1. 

Frau Dr. Kuchtner 

20. 1. 

Lautenschlager 

20. 1. 

Lemmer 

3. 2. 

Dr. Lohmar 

20. 1. 

Mauk* 

20. 1. 

Memmel * 

20. 1. 

Dr. von Merkatz 

21. 1. 

Michels 

20. 1. 

Ott 

20. 1. 

Peters (Poppenbüll) 

20. 1. 

Petersen 

21. 1. 


fC) 

Anlagen zum Stenographischen Bericht ^ ^ 

Abgeordnete (r) beurlaubt bis einschließlich 


Picard 

20. 1, 

Frau Pitz-Savelsberg 

15. 2. 

Prochazka 

20. 1. 

Dr. Reischl 

20. 1. 

Riedel (Frankfurt) 

20. 1. 

Dr. Ritz 

20. 1. 

Frau Rudoll 

28. 1. 

Ruf 

20. 1. 

Schmitt (Lockweiler) 

20. 1. 

Schulte 

20. 1. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) 

20. 1. 

Schwabe 

20. 1. 

Dr.-Ing. Seebohm 

24. 2. 

Dr. Serres 

20. 1. 

Seuffert 

20. 1. 

Dr. Siemer 

20. 1. 

Spitzmüller 

20. 1. 

Dr. Starke (Franken) 

20. 1. 

Stein (Honrath) 

20. 1. 

Struve 

31. 3. 

Urban 

21. 1. 

Weigl 

31.3. 

Welke 

20. 1. 

Dr. Wilhelm! 

20. 1. 

Wolf 

20. 1. 

Baron von Wrangel 

31. 1. 

Zerbe 

20. 1. 

Zoglmann 

20. 1. 


* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro- p; 
päischen Parlaments 


Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 20. Januar 1967 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Schul- 
ze-Vorberg (Drucksache V/1290 Frage XII/21): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Stillegung 
der Nebenbahnstrecke Dettelbach/Bahnhof — Dettelbach/Stadt ihrer 
eigenen Politik der Raumordnung widerspricht, da Dettelbach 
Bundesausbaugebiet ist? 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat mir 
in diesen Tagen den Antrag auf dauernde Einstel- 
lung des Gesamtbetriebes der Nebenbahn Dettel- 
bach-Bahnhof — Dettelbach-Stadt vorgelegt. Dem An- 
trag mußte ich allerdings entnehmen, daß die Strecke 
bereits ab 1. Januar 1967 von der Deutschen Bun- 
desbahn wegen des schlechten Gleiszustandes vor- 
läufig gesperrt worden ist. 

Bei der Entscheidung über die Stillegung dieser 
Strecke und damit über die künftige Verkehrsbe- 
dienung werden die raumordnungspolitischen Er- 
fordernisse geprüft werden. Dabei wird auch der für 
die Fragen der Raumordnung zuständige Herr Bun- 
desminister des Innern eingeschaltet. Es ist damit 
sichergestellt, daß die Grundsätze der Raumord- 
nungspolitik der Bundesregierung beachtet werden. 
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Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 20. Januar 1967 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. 
Klepsch (Drucksache V/1290 Frage XII/22): 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu tragen, daß die 
Stadt Koblenz auf der Bundesautobahn bei der Fernbeschilderung 
in Zukunft berücksichtigt wird bzw. die gegenwärtige Beschilde- 
rung eine entsprechende Ergänzung erfährt, zumal nach dem 
jetzt erfolgten Ausbau der Abzweigung Koblenz, der noch fort- 
geführt wird? 

Die Bundesregierung ist bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß die Stadt Koblenz entsprechend ihrer 
Bedeutung bei der Fernzielbeschilderung der dafür 
in Betracht kommenden Abschnitte der Bundesauto- 
bahnen künftig mehr als bisher berücksichtigt wird. 
Die Möglichkeit dafür ergibt sich, nachdem die Stadt 
Koblenz durch die Fertigstellung des Bundesauto- 
bahn-Abschnittes zwischen dem Dernbacher Dreieck 
an der Bundesautobahn Köln — Frankfurt und der 
B 9 mit der Rheinbrücke bei Bendorf an das Netz 
der Bundesautobahnen angeschlossen worden ist. 


Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 20. Januar 1967 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Sänger 
(Drucksache V/1290 Frage XII 23): 

Ist die Bundesregierung bereit, den ständig laufenden öffent- 
lichen Omnibusverkehr vor allem in solchen Gebieten, in denen 
er bisher betriebene Bundesbahnlinien zu ersetzen hat, und in 
den Gebieten des Zonenrandes vor den neuen Kostenlasten zu 
bewahren, die durch Erhöhung der Mineralölsteuer für diese 
öffentlichen Verkehrsmittel entstanden sind? 

Wegen der besonderen Zweckbestimmung, die mit 
der Erhöhung der Mineralölsteuer um 3 Pf verbun- 
den ist, nämlich die dringende Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden anzupacken, 
sieht sich die Bundesregierung nicht in der Lage, 
regionale oder branchenbezogene Steuervergünsti- 
gungen in Höhe der Steuerheraufsetzung einzuräu- 
men. 

Das durch die Steuererhöhung zu erwartende 
Mehraufkommen wird neben dem Straßenbau in den 
Gemeinden auch für die Verbesserung des öffent- 
lichen Personennahverkehrs verwendet. Insoweit 
dienen auch die Steuerbeiträge der öffentlichen 
Omnibusbetriebe ihren eigenen betrieblichen Inter- 
essen, und es erscheint der Bundesregierung nicht 
unbillig, wenn diese Unternehmen selbst zur Ver- 
besserung ihrer Betriebsbedingungen ebenfalls bei- 
tragen. 


Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 18. Januar 1967 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeolrdneten 
Dr. Müller-Emmert (Drucksache V/1290 Frage XII/24) : 


Wird der Bundesvcrkehrsminister dafür Sorge tragen, daß die (C) 
Deutsche Bundesbahn im Benehmen mit der Stadt Kaiserslautern 
mit dem Ausbau des Vorplatzes des Hauptbahnhofes beschleunigt 
beginnt und zumindest das der Bundesbahn gehörige Trümmer- 
gebiet vor dem Bahnhof in einen dringend notwendigen Park- 
platz umgestaltet, wodurch auch der Bahnhofsvorplatz endlich 
einen Anblick bieten würde, der der Bedeutung der Stadt 
Kaiserslautern entspricht, die als größte NATO-Stadt Europas 
von vielen Soldaten und Zivilisten besudit wird?” 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn mitteilt, ist 
auch sie wie die Stadt Kaiserslautern daran inter- 
essiert, den Bahnhofsvorplatz in einen der Bedeu- 
tung dieser Stadt entsprechenden Zustand zu brin- 
gen. Die Deutsche Bundesbahn hat bereits Entwürfe 
für die Umgestaltung ausgearbeitet. Diese Planun- 
gen liegen der Stadt Kaiserslautern vor. Im übrigen 
hat die Deutsche Bundesbahn in unmittelbarem Zu- 
sammenhang mit dem Neubau des Empfangs- 
gebäudes schon gewisse Vorleistungen erbracht 
(Bürgersteige usw.). 

Allerdings bedarf die Frage der Übernahme der 
Baukosten für die Umgestaltung des Bahnhofsvor- 
platzes noch der Klärung. Bisher konnte zwischen 
der Deutschen Bundesbahn und der Stadt Kaisers- 
lautern keine Einigung hierüber erzielt werden. 
Nunmehr zeichnet sich jedoch eine Lösung insoweit 
ab, als die Deutsche Bundesbahn und die Stadt sich 
in einem bestimmten Verhältnis an den Baukosten 
beteiligen werden. Von dem Ergebnis der Verhand- 
lungen über die Kostenbeteiligung von Stadt und 
Deutscher Bundesbahn und von den Finanzierungs- 
möglichkeiten beider Kostenträger wird es abhän- 
gen, wann die Umgestaltung durchgeführt sein wird. 


Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 20. Januar 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Gewandt (Drucksache V/1290, Fragen XIII/1 und 
XIII/2) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Waren- und 
Preiszusammenstellungen in illustrierten Zeitschriften geeignet 
sein können, zum Vergleich verschiedener Angebote anzuregen 
und damit den Marktüberblick zu verbessern? 

Ist es vertretbar, daß illustrierte Zeitungen, die durch ihre 
Beiträge im redaktionellen Teil zur Markttransparenz beitragen, 
vom Postzeitungsdienst ausgeschlossen werden? 

Eine inhaltsgleiche Frage war bereits im Sommer 
1966 dem damaligen Pressereferenten des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft gestellt worden. Diese 
Frage war durch Schreiben vom 22. 8. 1966 an den 
Herrn Abgeordneten Gewandt u. a. mit folgenden 
Ausführungen beantwortet worden: 

Mir ist bekannt, daß mehrere illustrierte Zeit- 
schriften, insbesondere solche, deren Leserkreis 
vorwiegend aus Frauen besteht, seit geraumer 
Zeit Aufstellungen über Preise und Bezugsquel- 
len von Waren verschiedener Art veröffent- 
lichen. Der Wert solcher, von den Zeitschriften- 
redaktionen ausgesprochenen und meist kurz 
begründeten Empfehlungen hängt davon ab, in- 
wieweit bei der Auswahl der genannten Waren 
Neutralität und Objektivität gewahrt werden, 
sowie davon, ob die Redaktion sich zuvor einen 
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ausreidienden Marktüberblick über das Ange- 
bot an vergleichbaren Waren verschafft hat. 

Was die Preisangaben betrifft, so sollte aus 
diesen, zumindest die Art der Preisbildung er- 
kennbar sein, das heißt, es sollte angegeben 
werden, ob es sich um Preise handelt, die vom 
Hersteller gebunden oder als Richtpreise emp- 
fohlen worden sind, oder aber, ob der Händler 
den Preis selbständig kalkuliert hat. Ohne diese 
Angaben kann der Verbraucher nicht wissen, 
ob er sich selbst noch um Preisvergleiche bemü- 
hen und ob er etwa noch Preisgesprädie beim 
Kauf eines empfohlenen Erzeugnisses führen 
soll. 

Die Bundesregierung teilt die in den zitierten Dar- 
legungen zum Ausdruck kommende Auffassung. Sie 
ist — mit den sich aus dem Zitat ergebenden Ein- 
schränkungen — der Ansicht, daß Waren- und Preis- 
zusammenstellungen in illustrierten Zeitschriften 
geeignet sein können, zum Vergleich verschiedener 
Angebote anzuregen und damit den Marktüberblick 
zu verbessern. Das Ziel der Markttransparenz wird 
dabei nach Überzeugung der Bundesregierung um so 
vollständiger erreicht, je genauer imd umfassender 
die objektive Information für den Leser solcher Ver- 
öffentlichungen ist. 

Die Vorteile des Postzeitungsdienstes werden nur 
solchen Zeitungen und Zeitschriften geboten, die den 
Zulassungs Vorschriften der §§ 5 und 6 Postzeitungs- 
ordnung entsprechen. Diese Zulassungsvorschriften 
beinhalten im wesentlichen die Forderung, daß ein 
Verleger mit der Herausgabe einer Zeitung oder 
Zeitschrift ausschließlich der öffentlichen Informa- 
tionsaufgabe dient und daß dabei jegliche Ver- 
mischung mit geschäftlichen Herausgabezwecken 
unterbleibt. Ein Verleger, der in seiner Zeitung 
oder Zeitschrift durch sogenannte Leser- oder Bera- 
tungsdienste geschäftliche Verbindungen hersteilen 
oder erleichtern will, kann nicht am Postzeitungs- 
dienst teilnehmen; es bleibt ihm jedoch unbenom- 
men, sein Organ als Drucksache oder Massendruck- 
sache zu versenden. Die Zweckbestimmung des 
Postzeitungsdienstes und die damit verbundene Ab- 
grenzung von zulassungsfähigen und nicht zulas- 
sungsfähigen Zeitungen und Zeitschriften ist durch 
zahlreiche Gerichtsurteile überprüft und im Sinne 
der Postzeitungsordnung bestätigt worden. 

Die Auffassung der Deutschen Bundespost deckt 
sich mit den „Richtlinien für redaktionelle Hinweise 
in Zeitungen und Zeitschriften", die vom Verband 
Deutscher Zeitschriftenverleger e. V. und dem Bun- 
desverband Deutscher Zeitungsverleger e. V. in Zu- 
sammenarbeit mit dem Deutschen Journalistenver- 
band e. V. und dem Zentralausschuß für Werbe- 
wirtschaft (ZAW) herausgegeben werden. Diese 
Richtlinien sind als Wiedergabe der Standesauf- 
fassung des deutschen Pressewesens anzusehen; 
sie werden auch heute von den o. a. Verbänden im 
Interesse einer klaren Abgrenzung von Text- und 
Anzeigenteil ohne Einschränkung geteilt. 

Bei dieser Sach- und Rechtslage kann nicht daran 
gedacht werden, die Zulassungsvorschriften zu 
erweitern, zumal der Postzeitungsdienst ohnehin 


eine Kostenunterdeckung von 236,1 Mio DM im 
Jahre 1965 aufzuweisen hatte. 


Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 20. Januar 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Reidimann (Drucksache V/1290 Frage XIII/3): 

Was geschah mit der Post nach Berlin, welche das kürzlich in 
Mitteldeutschland abgestürzte Flugzeug der PAA an Bord hatte? 

An Bord des in der Nacht vom 14, zum 15. 11. 

1966 in Dallgow (b. Berlin) abgestürzten Frachtflug- 
zeugs der PANAM befanden sich 7117,5 kg Brief- 
und Paketpost für Berlin/West. Von dieser Post 
wurde nur ein geringer Teil mehr oder weniger 
beschädigter Postsendungen der Deutschen Bundes- 
post übergeben. Alle Bemühungen, Einzelheiten 
über das Schicksal der Luftfracht zu erfahren, blie- 
ben erfolglos, zumal selbst die PANAM keine Mög- 
lichkeit hatte, an das Wrack ihrer Maschine heran- 
zukommen. 

Nach der am 17. 11. 1966 erfolgten Übergabe der 
Reste der beim Absturz übriggebliebenen Post von 
sowjetischem Militärpersonal an die US-Militär- 
behörden händigte die PANAM die Restpost 
(723,4 kg) der Deutschen Bundespost in Papier- 
beuteln aus. Neben einiger erhaltener Briefpost 
bestand der größte Teil des Inhalts der Papier- (D) 
beutel aus Papierresten, Metallteilchen, vermischt 
mit Tannennadeln und Sand. 

Insgesamt konnten von diesem Postversand noch 
10 061 gewöhnliche Brief Sendungen und 30 Ein- 
schreibbriefe zugestellt werden. Die Rest- bzw. 
Sendungsteile dieser durch den Absturz fast völlig 
vernichteten Luftfracht wurden der Rückbriefstelle 
der Landespostdirektion Berlin zur aufklärenden 
Bearbeitung zugeführt. 


Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 12. Januar 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne- 
ten Walter (Drucksache V/1290 Fragen XIII/4 und 
XIII/5) : 

Wäre es nicht vernünftiger gewesen, die innerdeutschen Tele- 
fonkosten, wie z. B. die überhöhte Grundgebühr, wenn audi 
nur geringfügig, zu senken, anstatt die Ferngesprädie mit 
Amerika um 25 ®/o zu verbilligen? 

Wie hoch sind die Einnahmen und Ausgaben im Telefondienst 
der Deutschen Bundespost? 

Zu 1.: 

Die von Ihnen angesprochene Gesprächsverbilli- 
gung im Nachrichten verkehr nach USA läßt sich 
nicht einfach mit der Gebührengestaltung im inner- 
deutschen Verkehr vergleichen. Vielmehr kommt es 
im internationalen Femmeldeverkehr darauf an. 
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technisch eng zusammenzuarbeiten, entwicklungs- 
bedingte Unterschiede aufeinander abzustimmeu 
und gebüihrenmäßig möglichst übereinstimmende 
Unterlagen für die Abrechnung des internationa- 
len Fernsprechverkehrs zu schaffen. Vor allem darf 
bei dieser Frage nicht die Gemeinsamkeit des Han- 
delns der westeuropäischen Fernmeldeverwaltun- 
gen außer Betracht gelassen werden. Die meisten 
westeuropäischen Fernmeldeverwaltungen ein- 
schließlich der Bundespost haben im Einvernehmen 
mit der nordamerikanischen und der kanadischen 
Betriebsgesellschaft beschlossen, die im interkon- 
tinentalen Bereich eingeführte Gattung eines Fern- 
gesprächs „von Sprechstelle zu Sprechstelle" um 
25 Vo billiger anzubieten. Die Tarifsenkung er- 
scheint gerechtfertigt, weil einerseits durch neue, 
moderne Ubertragungsmittel die Kosten für inter- 
kontinentale Verbindungen gesenkt werden konnten 
und zum anderen die Leitungen bei dem genannten 
Verfahren besser ausgenutzt werden. Wahrschein- 
lich wird diese internationale Gebührensenkung 
einen Anreiz auf zusätzliche Gespräche auslösen, 
die eine Mehreinnahme erhoffen läßt. Dieser mög- 
liche Verkehrszu wachs kann im Hinblick auf die vor- 
handene freie Leitungskapazität zwischen Europa 
und Nordamerika und die bessere Ausnutzbarkeit 
jeder Leitung ohne größere Aufwendungen aufge- 
fangen werden. Im innerdeutschen Fernsprechnetz 
sind derartige freie Kapazitäten nicht vorhanden. 

Die Frage, ob es nach vorstehender Begründung 
vernünftiger gewesen wäre, hierfür die angeblich 
überhöhte Grundgebühr im innerdeutschen Fern- 
sprechverkehr anteilmäßig zu senken, ist damit 
sicherlich zu verneinen. Bei den in der Bundesrepu- 
blik vorhandenen 5,3 Millionen Anschlüssen und 
der entsprechenden Höhe des Grundgebührenauf- 
kommens würde nur eine Verringerung der monat- 
lichen Gebührenbelastung des einzelnen Fern- 
sprechteilnehmers um 0,5 V. H., also durchschnittlich 
um 8 Pf, eintreten. 

Die Grundgebühr dient der Amortisation der je 
Anschluß von der Deutschen Bundespost zu in- 
vestierenden Kosten. Die Höhe der Grundgebühren 
für Einzelanschlüsse von 9 bis 18 DM und für 
Zweieranschlüsse von 6 bis 12 DM ist den tatsäch- 
lichen Investitionskosten je Hauptanschluß und dem 
möglichen Ausnutzungsgrad angepaßt. 

Zu 2.: 

Eine Beantwortung Ihrer Frage dem Buchstaben 
nach würde kaum Ihren Vorstellungen entsprechen, 
weil nur konkrete Zahlen für die Einnahmen im 
Fernsprechdienst greifbar sind. Die Ausgaben im 
Fernsprechdienst dagegen sind kassenmäßig nicht 
gesondert ausgewiesen. Sie befinden sich bei einer 
Verbuchungsstelle unter den Hauptausgaben (Per- 
sonalaufwendungen, Hochbauten, Ausstattungen 
usw.), die gemeinsam die Ausgaben für alle Dienst- 
zweige des Post- und Fernmeldewesens enthalten. 
Diese haushaltsrechtliche Regelung entspricht den 
gesetzlichen Bestimmungen der Reidishaushalts- 
ordnung (§ 18), nach der Mittel für einen und den- 
selben Zweck nicht an verschiedenen Stellen des 
Haushaltsplans veranschlagt werden dürfen. Es 


wäre also für Ihre Frage bedeutungslos und ohne 
jeden Aussagewert, diese kassenmäßig nicht ver- 
gleichbaren Gesamtausgaben mit den Einnahmen 
im Fernsprechdienst gegenüberzustellen. Erst das 
Ergebnis der betriebswirtschaftlichen Ergebnisrech- 
nung, die nicht mit Einnahmen und Ausgaben, son- 
dern mit Leistungen und Kosten operiert, gestattet 
einen klaren Überblick über die Lage im Fern- 
sprechdienst im Sinne Ihrer Fragestellung. Ich 
glaube daher, Ihnen am besten dienen zu können, 
wenn ich Ihre Frage mit Hilfe der Daten der be- 
triebswirtschaftlichen Ergebnisrechnung, die eine 
genaue Kostenbeurteilung des Fernsprechdienstes 
gestattet, beantworte. 

Hiernach wurden 1965 im gesamten Fernsprech- 
dienst Leistungen in Höhe von 4791 Mio. DM erzielt 
(sie setzen sich aus Erträgen in Höhe von 4691 Mio. 

DM und aus kalkulatorischen Ansätzen für inner- 
betriebliche Verkehrsleistungen in Höhe von 
100 Mio. DM zusammen). 

Demgegenüber betrugen die Kosten 3895 Mio. DM, 
so daß sich im gesamten Fernsprechdienst im Jahre 
1965 eine Kostenüberdeckung von 896 Mio. DM er- 
gab. Dieses günstige Ergebnis aus dem sehr kapital- 
intensiven Fernsprechdienst (vom gesamten be- 
triebsnötwendigen Kapital der Deutschen Bundes- 
post in Höhe von 13,6 Mrd. DM entfallen allein 
9,8 Mrd. DM auf den Fernsprechdienst) kann jedoch 
nicht isoliert betrachtet werden, sondern nur im 
Zusammenhang mit den wirtschaftlichen Ergebnis- 
sen in den übrigen Dienstleistungsbereichen der 
Deutschen Bundespost. Diese sind mit wenigen Aus- . pj 
pahmen durchweg defizitär, so daß für den Gesamt- 
bereich der Deutschen Bundespost, trotz der Ein- 
beziehung der Kostenüberdeckungen im letzten 
Jahr, Kosten in Höhe von insgesamt 373 Mio. DM 
ungedeckt blieben. 

In dem Gutachten der Sachverständigen-Kommis- 
sion für die Deutsche Bundespost vom 6. 11. 1965 
wird auf S. 96 deshalb der Standpunkt vertreten, 
daß im Fernsprechdienst vom Grundsatz der ledig- 
lich kostendeckenden Gesprächsgebühren aus zwin- 
genden ökonomischen Gründen so lange abge- 
wichen werden muß, bis es gelingt, der Deutschen 
Bundespost das zur Deckung der großen Nachfrage 
nach Fernsprechdienstleistungen dringend erforder- 
liche Kapital zur Verfügung zu stellen und die 
Investitionen dem Bedarf anzupassen. 


Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 20. Januar 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Kahn- Ackermann (Drucksache V/1290 Frage XIII/6); 

Weldien Namen trägt und welche Dienststellung bekleidet der 
Verfasser des dem § 49 der Allgemeinen Dienstanweisung der 
Deutschen Bundespost V, 2 vorgehefteten Merkblatts über den 
Wertsacfc? 

Namen und Dienststellung des Verfassers eines 
nach Ihrer Anfrage dem § 49 der Allgemeinen 
Dienstanweisung für das Post- und Fernmeldewe- 
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sen (ADA V,2) vorgehefteten Merkblatts über den 
Wertsack kann ich nicht nennen, weil 

1. dem § 49 kein Merkblatt vorgeheftet ist, 

2. der § 49 keinen Hinweis auf ein solches Merk- 
blatt enthält und 

3. ein amtliches Merkblatt, das mit dem § 49 oder 
dem Begriff „Wertsäcke“ irgendwie in Verbin- 
dung steht, gar nicht existiert. 

Wohl aber kursieren unter den Postangehörigen 
humorvolle Gedichte und satirische Wortspiele über 
gewisse im Postbetriebsdienst vertraute Begriffe. 
Sie selbst, sehr geehrter Herr Kollege, kennen sicher 
die schon im Jahre 1895 erschienenen Spottverse 
vom „Posthilfsboten Säbelbein“, die noch heute als 
beliebter Beitrag zur Ausgestaltung des heiteren 
Teils von Feiern in Postkreisen dienen. 

Auch der an sich nüchterne § 49 der Allgemeinen 
Dienstanweisung, der sich mit betrieblichen Fra- 
gen der Wertbriefbeutelübergabe im Bahnpostdienst 
befaßt, ist im Laufe der Zeit in ähnlicher Weise 
wegen des Fachbegriffs „Wertsack“ von humorigen 
Postlern persifliert worden. Diesen Scherztext ver- 
öffentlichten kürzlich einige süddeutsche Zeitungen, 
wie es in der Faschingszeit üblich ist. 


Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 20. Januar 1967 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Lemmrich 
(Drucksache V/1292 Frage III): 

Trifft die Behauptung des Oberbürgermeisters der Stadt Mün- 
chen zu, daß Mündien die volle Baulast für die Ortsdurchfahrten 
von Bundesstraßen allein zu tragen habe und dabei den Ein- 
druck erweckte, München müsse die damit verbundenen Kosten 
allein tragen? 

Gemäß § 5 Abs. 2 des Bundesfernstraßengesetzes 
ist die Stadt München Träger der Straßenbaulast 
für die Ortsdurchfahrten im Zuge der Bundes- 
straßen. Es trifft aber nicht zu, daß die Stadt die 
mit der Baulast verbundenen Kosten allein zu tra- 
gen hat, vielmehr gewährt der Bund der Stadt 
München nach Maßgabe der geltenden Richtlinien 
für Bundeszuwendungen zusätzliche Zuschüsse zum 
Ausbau der Ortsdurchfahrten von Bundesstraßen 
und zum Ausbau des Mittleren Ringes, was auch 
von Herrn Oberbürgermeister Dr. Vogel bei ver- 
schiedenen Anlässen dankbar gewürdigt wurde. 


Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 20. Januar 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne- 
ten Kohlberger (Drucksache V/1292 Fragen IV/1, 
IV/2 und IV/3): 

Trifft die Zeitungsmeldung der Augsburger Allgemeinen vom 
13. Januar 1967 zu, daß die Fernsprechteilnehmer der Randge- 
meinden der Stadt Augsburg aus dem Ortsnetz ausgegliedert 
werden sollen? 

Bei Bejahung der Frage IV/1, wie wird die Auswahl dieser 
Gemeinden vorgenommen? 


Welche Kilometerentfernung wird üblicherweise zwischen (C) 
Stadt- und Randgemeinden für Stadtgesprächsgebühren bis jetzt 
ausgesetzt? 

Es trifft nicht zu, daß beabsichtigt sei, die Rand- 
gemeinden von Augsburg, insbesondere die Stadt 
Friedberg, aus dem Fernsprechortsnetz Augsburg 
auszugliedern. Auch keine andere Gemeinde von 
Augsburg, die dem Ortsnetz zugeordnet ist, hat ihre 
Ausgliederung aus dem Ortsnetz Augsburg zu be- 
fürchten. 

Von einer Auswahl Augsburger Randgemeinden 
zwecks Ausgliederung kann also nicht die Rede 
sein. 

Richtig ist vielmehr, daß in einigen Gemeinden, 
die außerhalb des Stadtgebietes liegen und anderen 
Ortsnetz-Bereichen zugeordnet sind, einige Fern- 
sprechkunden entgegen den geltenden Richtlinien 
noch an das Großstadtfernsprechnetz Augsburg an- 
geschlossen sind. Diese Ausnahmen erklären sich 
aus historisch bedingter Entwicklung des dortigen 
Fernsprechnetzes. So gehören noch 44 Anschlüsse 
eines Neubaugebiets der Gemeinde Kissing, die mit 
allen anderen Anschlüssen an das Ortsnetz Mering 
angeschlossen ist, zum Ortsnetz Augsburg. Diese 
Anschlüsse sollen nach einheitlichen Grundsätzen 
und aus Gründen der Tarifgerechtigkeit auf die über 
500 Anschlüsse umfassende und viel näher liegende 
Vermittlungsstelle des Ortsnetzes Mering umge- 
schaltet werden. 

Dasselbe trifft für 23 Anschlüsse der Gemeinde 
Diedorf zu, die mit ihren Anschlüssen der Vermitt- 
lungsstelle des Ortsnetzes Gesserthausen zugeord- 
net ist, der ohnehin die gesamte übrige Gemeinde 
Diedorf angehört. 

Auch bei diesen wenigen Fernsprechteilnehmern, 
die bisher aus Entgegenkommen noch an das Groß- 
stadtnetz angeschlossen waren, dürfte für diese Be- 
reinigung im Allgemeininteresse Verständnis er- 
wartet werden. Die rechtsverbindlichen Bestimmun- 
gen der Fernsprechordnung sehen zwingend vor, 
daß bei der Abgrenzung der Ortsnetze unterein- 
ander Orte und Ortsteile grundsätzlich dem Bereich 
der in der Luftlinie am nächsten gelegenen Vermitt- 
lungsstelle zuzuteilen sind. Dieser Forderung wird 
die vorgesehene Umschaltung der hier angespro- 
chenen Ausnahmefälle gerecht. 

Der Ortsgesprächstarif gilt nach den Bestimmun- 
gen der Fernsprechordnung im Verkehr innerhalb 
eines Fernsprechortsnetzes und zwischen zwei ver- 
schiedenen Ortsnetzen, deren für die Entfernungs- 
berechnung maßgebende Vermittlungsstellen nicht 
mehr als 5 km voneinander entfernt liegen und 
deren Bereiche daher an der einander zugekehrten 
Seite nur eine geringe Tiefe aufweisen. 

Die flächenmäßige Ausdehnung eines Ortsnetzes 
beschränkt sich in der Regel auf ein Gebiet, das der 
Fläche eines 5 km-Kreises um die Ortsvermittlungs- 
stelle entspricht. Großstädte gehören jedoch unge- 
teilt einem Fernsprechortsnetz an, auch wenn sich 
die geschlossene Bebauung über den erwähnten 
5 km-Kreis hinaus erstreckt. Geht die geschlossene 
Bebauung zweier Städte bzw. einer Stadt und einer 
Randgemeinde ineinander über, so bildet die Stadt- 
grenze zugleich die Ortsnetzbereichsgrenze. 




